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Unterrichtung 

durch die Deutsche Delegation In der Versammlung der 
Westeuropäischen Union über die Tagung der Versammlung der 
Westeuropäischen Union vom 3. bis 6c Dezember 1974 in Paris 


Während der Dezember-Tagung (Zweiter Teil der 20. ordent- 
lichen Sitzungsperiode) erörterte die Versammlung der West- 
europäischen Union Berichte und verabschiedete Empfehlungen, 
die sich mit folgenden Themen befaßten: 

— Eröffnung des Zweiten Teils der 20, ordentlichen Sitzungs- 
periode der Versammlung, Ansprache des Präsidenten und 
Annahme des Entwurfs der Tagesordnung 

— Politische Fragen (Europäische Union und WEU; Energie- 
krise und europäische Sicherheit) 

Hierzu sprachen: Abg. Richter (S. 3), Abg. Lemmrich (S. 4), 
Abg. Sieglerschmidt (S. 5, 24), Abg. Alber (S. 23) 

— Verteidigungsfragen (Die europäische Sicherheit und die 
Lage im östlichen Mittelmeer; Ansprache des Staatssekretärs 
im französischen Außenministerium, Bernard Destremau; 
Ansprache des Parlamentarischen Staatssekretärs im briti- 
schen Außenministerium, Lord Goronwy-Roberts; Ansprache 
des niederländischen Verteidigungsministers, H. Vredeling; 
Rationale Dislozierung der Streitkräfte an der Zentralfront; 
Dienstbedingungen bei den Streitkräften) 

Hierzu sprachen: Abg. Mattick (S. 7), Abg. Dr. Müller (Mün- 
chen) (S. 8), Abg. Sieglerschmidt (S. 9), Abg. Richter (S. 9, 17), 
Abg. Dr. Schwencke (S. 9), Abg. Dr. Klepsch (S. 18, 22), Abg. 
Lemmrich (S. 21, 22) 

Beschlüsse der Versammlung 

Empfehlung Nr. 256 betreffend die europäische Sicherheit 
und die Lage im östlichen Mittelmeer (Drucksache 651) 

— Wissenschaft und Technologie (Ansprache des Bundesmini- 
sters für Forschung und Technologie der Bundesrepublik 
Deutschland, Hans Matthöfer; Stand der europäischen Luft- 
fahrt; Stand des europäischen Kernenergieprogramms; Fort- 
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geschrittene Technologie in Kanada — Konsequenzen für 
Europa) 

Hierzu sprachen: Abg. Dr. Schwencke (S. 13), Abg. Richter 
(S. 14, 16, 25), Abg. Dr. Enders (S. 14) 

Beschlüsse der Versammlung 

Empfehlung Nr. 257 betreffend den Stand der europäischen 
Luftfahrtpolitik (Drucksache 658) 

Empfehlung Nr. 259 betreffend die fortgeschrittene Techno- 
logie in Kanada — Konsequenzen für Europa (Drucksache 
649) 

— Haushaltsfragen und Angelegenheiten der allgemeinen Ver- 
waltung (Zweiter Nachtragshaushalt der Verwaltung der 
Versammlung für das Haushaltsjahr 1974; Haushalt der Ver- 
waltung der Versammlung für das Haushaltsjahr 1975; Rech- 
nungslegung der Versammlung für das Haushaltsjahr 1973) 
Hierzu sprach: Abg. Dr. Ahrens (S. 7) 

Beschlüsse der Versammlung 

Entwurf eines Zweiten Nachtragshaushalts der Verwaltung 
der Versammlung für das Haushaltsjahr 1974 (Drucksache 
647) 

Entwurf des Haushalts der Verwaltung der Versammlung 
für das Haushaltsjahr 1975 (Drucksache 648) 

Antrag zur Annahme der Rechnungslegung der Versamm- 
lung für das Jahr 1973 (Drucksache 645) 

— Beziehungen zu den nationalen Parlamenten (Verbesserung 
der Beziehungen zu den nationalen Parlamenten) 

Die Versammlung nahm zur Kenntnis und debattierte den 
Bericht des Ausschusses für die Beziehungen zu den natio- 
nalen Parlamenten (Drucksache 653) 

Die Reden der deutschen Abgeordneten sind nachstehend im 
Wortlaut abgedruckt. 

Die Empfehlung Nr. 257, die die Versammlung während des 
zweiten Teils der 20. ordentlichen Sitzungsperiode verabschie- 
dete, ist auf der Seite 27 des Berichts in deutscher Überset- 
zung abgedruckt. 

Zur Versammlung sprachen der Staatssekretär im französichen 
Außenministerium, Bernard Destremau, der Bundesminister für 
Forschung und Technologie der Bundesrepublik Deutschland, 
Hans Matthöfer, der Parlamentarische Unterstaatssekretär im 
britischen Außenministerium, Lord Goronwy-Roberts, der bel- 
gische Minister für auswärtige Angelegenheiten und wirtschaft- 
liche Zusammenarbeit, Renaat Van Eislande, der niederlän- 
dische Verteidigungsminister, H. Vredeling, der portugiesische 
Beobachter, Vasco da Gama Fernandes. 

Bonn, den 24. Januar 1975 

Klaus Richter Franz Amrehn 

Stellvertretender Sprecher Sprecher 
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Tagesordnungspunkt: 

Eröffnung des zweiten Teils 
der 20. Sitzungsperiode 

Tagesordnungspunkt: 

Ansprache des Präsidenten der Versammlung 

Tagesordnungspunkt: 

Annahme des Entwurfs der Tagesordnung 
für den zweiten Teil der Sitzungsperiode 

(Drucksache 644) 


Tagesordnungspunkt: 

Europäische Union und Westeuropäische Union 

(Drucksache 646) 

Berichterstatter: Abgeordneter Krieg 

Richter (SPD): Herr Präsident! Meine lieben Kol- 
leginnen und Kollegen! Ich habe beim Studium des 
Berichtes und auch bei der heutigen Vorlage durch 
den Kollegen Krieg ein bißchen das ungute Gefühl 
gewonnen, daß wir in jene Konfrontation zurückge- 
raten, die wir vor einiger Zeit hier in diesem Hause 
erlebt haben. Ich denke dabei an die damaligen 
Ausführungen des französischen Außenministers 
Jobert und an das, was der deutsche Verteidigungs- 
minister Georg Leber vorgetragen hat. Wenn ich 
hier die Weiterführung sehe, dann meine ich, daß 
wir mit dieser Vorlage nicht in der Lage sind, die 
kritischen Punkte, die hier im Raume stehen, zu 
überwinden. 

In seiner Motivation befaßt sich der Kollege 
Krieg sehr ausführlich mit der Lage der NATO. Er 
verwendet in erster Linie wieder Formen, die sei- 
nerzeit auch Herr Minister Jobert gebraucht hat. 
Der Kollege Krieg unternimmt auch den Versuch — 
dieses ist sehr oft geschehen — , noch einmal den 
damaligen Austritt Frankreichs aus der integrierten 
Verteidigungsstruktur zu verteidigen. Man muß 
aber doch nach wie vor davon ausgehen, daß die 
anderen Partner im Bündnis diese damals eingetre- 
tene Entwicklung noch keineswegs überwunden ha- 
ben. 

Mit einer Grundhaltung, die ich auch nicht teile, 
wertet der Kollege Krieg den Plan von Außenmini- 
ster Kissinger vom 23. April 1973, der zu einer neu- 
en atlantischen Charta führen soll. Der Kollege 
Krieg sieht in diesem Plan in erster Linie einen 
Versuch, die Bedeutung Amerikas in Europa auf 
militärischem Gebiet auch auf den wirtschaftlichen 
und kulturellen Bereich auszuweiten. Ich kann mir 


nicht vorstellen, daß eine Mehrheit unserer Kolle- 
gen bereit ist, diese Auffassung zu teilen. Ich je- 
denfalls komme nicht zu einem derartigen 
Schluß. 

Ich bin auch keineswegs bereit, das aufzuneh- 
men, was der Kollege Krieg über die Leistungsmög- 
lichkeit der Eurogroup angibt. Ich war Zeuge der 
20. Jahrestagung der NATO-Parlamentarier vom 11. 
bis 16. Oktober in London. Dabei fand u. a. auch 
eine gemeinsame Sitzung des Militärausschusses 
der Nordatlantischen Versammlung und des Vertei- 
digungsausschusses unserer Versammlung statt. 
Hierbei kam man bei der Bewertung der Eurogroup 
zu einem völlig anderen Ergebnis als dem, was von 
unserem Berichterstatter hier vorgelegt wurde. 

In London wurden die Ergebnisse, die die Euro- 
group zu erreichen in der Lage war, sehr positiv 
bewertet. Gerade der Aspekt, der unserem Bericht- 
erstatter besondere Sorgen macht — auch mein 
Vorredner, der Kollege Farr, hat ihn angespro- 
chen — , nämlidi die Zusammenarbeit im Rüstungs- 
bereich, wurde in London kritisch vorsichtig positiv 
bewertet. Die Organisation der europäischen Rü- 
stungsdirektoren hat Ergebnisse gebracht. Wir sind 
in einigen Bereichen von dem Auseinanderlaufen 
weggekommen. Wir haben sehr viele bilaterale und 
trilaterale Programme. Fast alle großen Rüstungs- 
programme in Europa werden zur Zeit erfreulicher- 
weise auf dieser Ebene abgewickelt. 

Auf der Basis von Euro-NAT kam in der Nordat- 
lantischen Versammlung auch jene Empfehlung zu- 
stande, die der Kollege Farr angemahnt hat. Ich 
meine den Beschluß dieser Versammlung, den 
NATO-Partnern zu empfehlen, zu einer gemeinsa- 
men Entscheidung zu kommen, wenn ein neues 
Waffensystem als Nachfolge für die F 104 ausge- 
wählt wird, wie es in vier Mitgliedstaaten in Euro- 
pa der Fall ist. Ich sehe hierin eine wirklich 
brauchbare Basis. 

Diese Versammlung hier — auch das kam in Lon- 
don zum Ausdruck — hat Stärken, die wir in Zu- 
kunft nutzen müssen. Sie hat z. B. die Möglichkeit, 
auf dem spezifischen Gebiet der europäischen Ver- 
teidigung zu einem Sprachrohr der öffentlichen Mei- 
nung in Europa zu werden. Die Stärke unserer Ver- 
sammlung liegt in der Tatsache, daß wir ganz si- 
cher eine politische Kontrolle über die Tätigkeit 
der Exekutive der WEU ausüben können. 

Die beiden vorhin erwähnten Ausschüsse kamen 
bei ihrer Londoner Tagung zu einem weiteren, für 
mich nicht überraschenden Ergebnis. Sie kamen zu 
der Erkenntnis, daß eine Ausweitung der WEU auf 
der Basis, wie sie Herr Kollege Krieg zum gegen- 
wärtigen Zeitpunkt vorschlägt, nur schwer möglich 
sein wird. Ich beziehe mich hier auf den Punkts 
der Empfehlung des Herrn Kollegen Krieg. Hier 
empfiehlt er ja die Ausweitung der WEU. Die 
Schwierigkeit wurde in London darin gesehen, daß 
der Vertrag von Brüssel einige diskriminierende 
Positionen enthält, die sich in erster Linie gegen 
die Bundesrepublik Deutschland richten. 
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Bis wir eine intergouvernementale oder suprana- 
tionale Europäische Union haben werden, in die 
dann auch die europäischen Verteidigungsbemü- 
hungen mit all den Aspekten eingebettet werden 
können, die der Kollege Krieg hier erfreulicherwei- 
se aufführt, werden wir lernen müssen — das ist 
mein Eindruck — , beide Gremien, nämlich WEU 
und Europagroup, gleichzeitig zu benutzen. Von 
diesen beiden Plattformen aus werden wir schritt- 
weise die Ergebnisse erreichen müssen, die wir 
brauchen. Dabei meine ich vor allen Dingen auch 
die Koordinierung im Rüstungsbereich, die in dem 
Bericht ganz besonders angesprochen wird. 

Ich will gerne anerkennen, daß der Bericht des 
Kollegen Krieg eine Menge ausgezeichneter Anre- 
gungen enthält. Erwähnt seien vor allen Dingen die 
Vorstellungen in den Ziffern 66 und 67. Ich meine 
hier die Forderung einer ausreichenden Präsenz 
von Truppen in Mitteleuropa und den Wunsch 
nach mehr Standardisierung im Rüstungsbereich. 
Das sind Forderungen, die wir voll unterstützen 
müssen. 

Bei dieser Gelegenheit — das hat mit dem Be- 
richt nichts zu tun — möchte ich meiner Freude 
darüber Ausdruck geben, daß es im Sinne dieser 
Forderung des Kollegen Krieg möglich war, in 
Großbritannien gestern mit der neuen defense re- 
view ein Programm anzubieten, das zwar das Enga- 
gement außerhalb Europas verkürzt, das aber die 
volle Präsenz der Rheinarmee in der Bundesrepu- 
blik Deutschland sichert. 

Ich möchte abschließend sagen, daß für mich mit 
den Vorschlägen hier ein ausgewogenes Bild nicht 
gegeben ist. Wenn die Empfehlung mit Mehrheit 
verabschiedet würde, würde sie Verwirrung aus- 
lösen. Wir müßten Zeitverluste in Kauf nehmen. Ich 
muß also um Verständnis dafür bitten, daß ich mich 
den Empfehlungen des Kollegen Krieg in dieser 
Form nicht werde anschließen können. 

Lemmrich (CDU/CSU): Herr Präsident! Die Emp- 
fehlung des Kollegen Krieg beinhaltet Aspekte, de- 
nen man zustimmen kann; doch sie weist auch 
Aspekte auf, die kontrovers sind, was sich bereits 
aus der Diskussion ergab. Wenn er feststellt, daß 
Europa ein wirklicher Partner der Vereinigten Staa- 
ten im Rahmen der Atlantischen Allianz werden 
muß, so kann ich dem nur beipflichten. Ein wesent- 
licher Schritt zu diesem Ziele wäre — und da sind 
wir uns auch einig — die politische Union Europas. 
Doch die Schwierigkeiten auf diesem Wege sind 
noch groß. 

Der Herr Kollege Krieg sagt, die Stagnation im 
europäischen Einigungsprozeß könne überwunden, 
vielleicht kann man auch sagen, umgangen werden, 
wenn man die Zusammenarbeit im Verteidigungs- 
bereich an die Spitze stelle, so daß sie vor der ge- 
meinsamen Außenpolitik rangiere; er sagte ja: Ver- 
teidigung ist das erste. Ich halte dies nicht für ei- 
nen Weg, der uns in nächster Zeit zum Ziele führen 
wird. Eine gemeinsame Verteidigungspolitik kann 
nur die Folge einer gemeinsamen Außenpolitik 
sein, aber nicht ihr Vorläufer. 


Dies dürfte sicherlich auch ein Teil der Überle- 
gungen gewesen sein, die in den 50er Jahren in 
Frankreich angestellt wurden, als man dort die Eu- 
ropäische Verteidigungsgemeinschaft abgelehnt 
hat. Ich darf nochmals sagen, daß wir im Ziel, daß 
Europa ein wirklicher Partner der Vereinigten Staa- 
ten werden muß, einig sind, über den Weg beste- 
hen aber augenscheinlich unterschiedliche Auffas- 
sungen. Wenn die WEU eine Basis abgeben soll, 
müßte sie revidiert werden. Wir müßten dann nicht 
nur andere Länder auffordern, ihr beizutreten, son- 
dern es müßte auch sichergestellt werden, daß die 
Gleichheit aller Partner hergestellt wird. 

Es gibt nun aber im politischen Raum eine funk- 
tionierende verteidigungspolitische Zusammenar- 
beit europäischer Staaten im Rahmen des atlanti- 
schen Bündnisses, und das ist die von einigen Kol- 
legen und dem Herrn Präsidenten nicht sehr wohl- 
wollend aufgenommene Eurogroup der NATO. 
Diese Eurogroup hat im Grunde nur einen Man- 
gel. Er besteht darin, daß einer der wichtigsten 
Partner fehlt, nämlich Frankreich. 

Die großen Rüstungsanstrengungen der Sowjet- 
union, die wir zur Kenntnis nehmen müssen und die 
eine Bedrohung des freien Europas darstellen, ma- 
chen eine funktionierende Zusammenarbeit im mili- 
tärischen Bereich jetzt und heute notwendig. Hier 
ist die Eurogroup zur Zeit ganz augenscheinlich 
ein praktikables und geeignetes Instrument. 

Der Herr Kollege Krieg erinnert in seiner Emp- 
fehlung daran, daß es zweckmäßig ist, auch die de- 
mokratischen Staaten des Mittelmeerraumes sowie 
Dänemark und Irland aufzufordern, der WEU beizu- 
treten. Er erinnert daran, daß sie der WEU jederzeit 
beitreten können. Ich möchte auch unsere französi- 
schen Kollegen daran erinnern, daß sie jederzeit 
der Eurogroup wieder beitreten können. Auch hier 
ist die Tür offen. 

Wenn wir bei der Verteidigung Europas — und 
wir müssen es wohl — die Sache insgesamt sehen, 
so wissen wir, welche große Bedeutung dabei die 
Flanken haben. Ein europäisches Land hat es leider 
abgelehnt, der Europäischen Gemeinschaft beizutre- 
ten, nämlich Norwegen. Dieses Land ist in dem Be- 
richt des Kollegen Krieg gar nicht erwähnt. Die 
Nordflanke mit Norwegen ist für die europäische 
Verteidigung von großer Bedeutung. Der Eurogroup 
gehört aber Norwegen an. 

Begrüßen möchte ich, was der Kollege Krieg hin- 
sichtlich der Zusammenarbeit bei der Rüstung ge- 
sagt hat: daß sie vorangetrieben werden müsse, da- 
mit wir unsere wirtschaftlichen Kräfte, die bei je- 
dem begrenzt sind, nicht unnötig vergeuden. Wir 
kennen in Europa Versuche, die erfolgreich waren. 
Wir haben aber auch solche, die gescheitert sind. 
Es sind nicht immer Versuche zwischen allen euro- 
päischen Staaten gewesen, aber doch Versuche 
zwischen wichtigen Partnern. Ich darf an die ge- 
meinsame Entwicklung des Transportflugzeuges 
Transall zwischen Frankreich und der Bundesrepu- 
blik Deutschland erinnern. Das war eine erfolgrei- 
che Entwicklung. Weniger erfolgreich war die Ent- 
wicklung eines gemeinsamen französisch-deutschen 
Panzers, über die man sich dann leider nicht eini- 
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gen konnte und jeder sein eigenes Modell baute. 
Doch wir wollen ja darüber hinwegkommen und 
künftig Zusammenarbeiten. Auch hier gibt es im 
Rahmen der Eurogroup einen Weg. Je enger wir 
dort Zusammenarbeiten, desto größer wird unser 
Gewicht, und das Gewicht brauchen wir, wenn un- 
sere Beziehungen zu den Vereinigten Staaten in die 
rechte Relation kommen sollen. 

Herr Präsident, lassen Sie mich noch ein Wort zu 
dem Vorschlag sagen, in nächster Zukunft eine 
Konferenz der Regierungs- und Staatschefs über die 
Verteidigung Europas durchzuführen. Ich möchte 
dabei die Betonung auf die Worte „in nächster Zu- 
kunft“ legen. Ich glaube, wir Europäer haben in der 
nächsten Zukunft alle Hände voll zu tun, um die 
großen Schwierigkeiten in der Europäischen Ge- 
meinschaft beizulegen, alle Hände voll zu tun, daß 
auch unsere britischen Freunde in der Gemein- 
schaft bleiben, sie nicht verlassen, nicht Bedingun- 
gen stellen, die die anderen europäischen Staaten 
nicht annehmen können. Die EG ist in einer 
schwierigen Lage, und ich kann mir in Anbetracht 
dieser Belastungen schwer vorstellen, daß in aller- 
nächster Zeit eine Konferenz über die europäische 
Verteidigungspolitik stattfinden könnte. Wenn die- 
se Konferenz nur zu unverbindlichen Erklärungen 
führte, könnte ich mir keinen Fortschritt davon 
versprechen. Wenn sie aber nur den Dissens fest- 
stellte, so wäre sie eher ein Rücktritt denn ein 
Fortschritt. 

Ich halte es durchaus für richtig, daß auf den ge- 
eigneten Ebenen so etwas vorbereitet wird, doch in 
allernächster Zukunft kann eine große Konferenz in 
der derzeitigen politischen Lage Europas nichts 
bringen. Das soll uns nicht daran hindern, unser 
Ziel richtig anzuvisieren. Dieses Ziel scheint mir zu 
sein, daß wir mit aller Kraft auf eine europäische 
Union mit einer gemeinsamen Außenpolitik hinar- 
beiten, in deren Folge wir dann auch zu einer ge- 
meinsamen Verteidigungspolitik kommen. Solange 
das noch nicht erreicht ist, sollten wir das Bewähr- 
te nutzen, sollten das, was praktikabel ist, auch in 
unserer Politik beibehalten. Ich meine, daß die Eu- 
rogroup hier eine geeignete Einrichtung ist. 

In Anbetracht dieser verschiedenen Überlegun- 
gen würde ich es begrüßen, wenn der Bericht des 
Kollegen Krieg noch einmal im politischen Aus- 
schuß behandelt und demnach dorthin zurückver- 
wiesen werden könnte. Sollte eine Zurückverwei- 
sung nicht möglich sein, sähe ich mich nicht in der 
Lage, dem Bericht und der Entschließung zuzustim- 
men. 

Sieglerschmidt (SPD): Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Kolleginnen und Kollegen! Das Ergebnis 
der Diskussion des heutigen Vormittags stellt zu- 
nächst Fragen hinsichtlich der Art, wie unsere Be- 
richte beraten und wie sie zustande kommen. Ich 
will hier nicht auf die besonderen Bedingungen re- 
kurrieren, die gegeben waren, daß wir in Frank- 
reich einen Poststreik hatten oder daß in der letz- 
ten Sitzung der Präsident der Kommission nicht an- 
wesend sein konnte. Es wäre sehr einfach, sich in 
einer solchen Diskussion so aus der Affäre zu zie- 
hen. Das ist auch nicht das Entscheidende. 


Ich möchte auch auf Grund anderer Erfahrungen 
an alle Kolleginnen und Kollegen deutlich den Ap- 
pell richten, den Versuch zu unternehmen — ich 
will mich sehr vorsichtig ausdrücken — , zu errei- 
chen, daß das, was in dem Votum einer Kommis- 
sion zum Ausdruck kommt, auch wirklich mit ge- 
tragen werden kann. Das hängt dann teilweise auch 
mit Fristen zusammen, innerhalb deren Papiere vor- 
gelegt werden. Ich bin gern bereit, das einzuräu- 
men. Aber dann wird man hier ansetzen müssen 
und eine Kommission unter Umständen — hier ist 
es nicht geschehen — auch nicht unter Termin- 
zwang setzen dürfen, damit ganz klar ist, daß dann 
die Meinung einer Kommission vorgetragen wird, 
die niemand von denjenigen, die an der Sitzung der 
Kommission teilgenommen haben, Grund hat, in der 
Versammlung zu desavouieren. 

Lassen Sie mich eine zweite Bemerkung über das 
Verhältnis zwischen dem Empfehlungsteil der Re- 
commendation und dem Expose des motifs machen. 
Ich kann hier nur das unterstreichen, was der Kol- 
lege Leynen gesagt hat. Ich kenne wohl, Herr Prä- 
sident, die Regelung unseres Statuts auf diesem Ge- 
biet. Dennoch kann ich nicht verhehlen, daß ich 
persönlich und auch in meiner Eigenschaft als Vor- 
sitzender des Politischen Ausschusses dazu neige, 
dem Berichterstatter im Expose des motifs einen 
gewissen Raum zur Darlegung auch seiner persönli- 
chen Meinung zu lassen, insbesondere dann, wenn 
er es nicht versäumt, die abweichenden Meinungen 
in der Kommission deutlich darzustellen. 

Ich will dies, verehrte Kolleginnen und Kollegen, 
am Beispiel der hier kritisierten Ausführungen des 
Kollegen Krieg zu Frankreichs Austritt aus der 
NATO deutlich machen. In der Tat hat der Kollege 
Krieg in seinem Expose des motifs den französi- 
schen Standpunkt dargelegt, den ich — ich hätte 
beinahe gesagt: natürlich — auch nicht teile. Aber 
er hat in dem Expose des motifs auch die Meinung 
der anderen Mitglieder der Kommission zu diesem 
Punkt des Berichtes dargelegt, und man kann höch- 
stens darüber streiten, ob das mit dem nötigen Ge- 
wicht getan worden ist. Aber, wie gesagt, ich neige 
dazu, dem Berichterstatter eine gewisse Entfal- 
tungsmöglichkeit im Expose des motifs zu geben. 

Was nun die Recommendation anbelangt, so sind 
hier insbesondere zwei Punkte auf Kritik gestoßen. 
Der erste Punkt betrifft die Nr. 1 in der Empfehlung 
an den Ministerrat, also die Empfehlung, die Fragen 
der Verteidigungspolitik auf einer nahen Konferenz 
der Staats- oder Regierungschefs zu behandeln. 
Nun kann man, Herr Kollege Lemmrich, gewiß dar- 
über streiten, ob das Wort „nahe" hier angebracht 
ist. Ich wäre durchaus bereit gewesen, einen ent- 
sprechenden Änderungsantrag, wenn er hier ge- 
stellt worden wäre, wohlwollend aufzunehmen, wie 
ich überhaupt sagen muß, daß ich persönlich der 
Meinung bin, wenn man dem, was ich über das Ex- 
pose des motifs gesagt habe, zustimmt — man kann 
gewiß anderer Meinung sein — , wäre es, was die 
Recommendation anbelangt, nicht notwendig gewe- 
sen — ich komme nachher noch darauf — , den Be- 
richt an den Ausschuß zurückzuverweisen. Viel- 
mehr hätte man das, was diejenigen, die Grund zur 
Kritik zu haben glauben, erreichen wollen, durch- 
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aus auch mit Änderungsanträgen erreichen kön- 
nen. 

Aber ich möchte auf den Kern der Sache zurück- 
kommen. Wenn man einmal den Zeitpunkt wegläßt, 
geht es hier doch im Kern erstens um die Frage: 
Soll die Europäische Gemeinschaft im Zuge der po- 
litischen Finalität auch Verteidigungspolitik betrei- 
ben? Hier bin ich mit einer Reihe von Rednern ei- 
nig. Aber dann ergibt sich die zweite Frage: Wel- 
che Rolle hat hier womöglich die Westeuropäische 
Union zu spielen? Kann sie etwa ungeachtet der 
Tatsache, daß zwei Mitglieder der Europäischen 
Gemeinschaft ihr nicht oder noch nicht angehören, 
vorbereitend schon gewisse Überlegungen anstellen, 
gewisse Prozesse in Gang bringen, die ja doch 
nicht erst eine reine Sache der Zukunft sind. Dies 
beweist doch die Diskussion, die sich an Hand des 
Berichts des Politischen Ausschusses ergeben hat. 
Ich erinnere an die Frage der Flugzeugindustrie. 
Dabei sind doch ständig die von uns so oft bespro- 
chenen Implikationen wie Wirtschaft, Außenpolitik 
und Verteidigung auf dem Tisch. So obszön — 
wenn ich es einmal ironisch so ausdrücken darf — 
kann es doch wohl nicht sein, in diesem Zusam- 
menhang dann auch von Verteidigungspolitik zu 
sprechen. 

Ich möchte hierbei ganz deutlich sagen, daß ich 
dem Entwurf eines Berichts mit großer Entschieden- 
heit entgegengetreten wäre, wenn ich irgendwie 
das Gefühl gehabt hätte, daß hier Antiamerikanis- 
mus eine Rolle spielt. 

Aber lassen Sie mich zu dem zweiten Punkt der 
Recommendation, der kritisiert wird, etwas sagen. 
Es ist der Punkt 5 — ich habe es schon erwähnt — , 
die Frage des Beitritts. Hier war ich eigentlich et- 
was erstaunt über die kritischen Stimmen. Denn so- 
lange ich in dieser Versammlung bin, habe ich von 
allen Seiten immer nur die Meinung vertreten hö- 
ren, daß es zwar möglicherweise unrealistisch sei 
— das sagt ja der Bericht auch — , etwa schon jetzt 
daran zu denken, daß Irland oder Dänemark beitre- 
ten könnten, daß es aber an sich wünschenswert 
sei. Dies habe ich hier immer als eine communis 
opinio verstanden. 

Nun lassen Sie mich noch einige allgemeine Be- 
merkungen machen. Einmal zur Eurogroup! Ich 
glaube, hier herrscht in bezug auf den Bericht ein 
wenig ein Mißverständnis vor. Ich habe den Bericht 
jedenfalls nicht so verstanden — und ich habe ihn 
mir gewiß gut durchgelesen — , daß es hier darum 
ginge, die Eurogroup — wenn ich einmal einen 
deutschen Ausdruck verwenden darf — madig zu 
machen, sie schlecht zu machen. Vielmehr ging es 
meiner Ansicht nach darum, darauf hinzuweisen, 
daß die Eurogroup, was immer sie auf dem rü- 
stungstechnischen Gebiet leisten mag, auf dem Ge- 
biet der Verteidigungspolitik, der Bestimmung des 
verteidigungspolitischen Standortes Europas von 
der Natur der Sache her nichts zu leisten vermag. 
Sie ist für andere Zwecke geschaffen und in ande- 
rer Weise zusammengesetzt. 

Hier ergibt sich allerdings natürlich auch die 
weitere Frage — und sie muß in dieser Versamm- 
lung, auch wenn wir vielleicht nicht zu einheitli- 


chen Meinungen kommen, mit Ernst aüsdiskutiert 
werden — , ob die Meinung richtig ist — diese Mei- 
nung schien mir mindestens bei einigen der Redner 
durchzuklingen; ich lasse mich von ihnen im weite- 
ren Verlauf ünserer Diskussion gern widerlegen — , 
daß im Grunde genommen die Verteidigung West- 
europas in der NATO gut aufgehoben ist und daß 
es, wenn wir jetzt einmal von der Europäischen Ge- 
meinschaft absehen, für eine irgendwie geartete be- 
sondere Rolle der WEU im Rahmen der NATO kei- 
nen Platz gibt. 

Aber, verehrte Kolleginnen und Kollegen, wenn 
das richtig ist, stimmt im Grunde das hier schon zi- 
tierte Wort von Kennedy von den zwei Pfeilern 
nicht mehr; dann müssen wir das offiziell aufgeben. 
Ich halte daran fest und sehe bisher keinen Grund, 
es aufzugeben. Dann hätte allerdings auch der hier 
zitierte, von mir sehr geschätzte frühere Kollege 
Max van der Stoel recht. Wenn es richtig wäre, 
daß eine besondere Rolle und Aufgabe der Westeu- 
ropäischen Union im Rahmen der NATO nicht exi- 
stiert, wäre sie schließlich nichts anderes als ein 
ehrwürdiges Stück Geschichte, das im Kühlschrank 
aufzubewahren ist, bis man es wieder herausholt. 
Dann, verehrte Kolleginnen und Kollegen, würde 
ich aber auch keinen Sinn darin sehen, den Mini- 
sterrat wegen Inaktivität zu kritisieren, wie wir es 
von Zeit zu Zeit immer wieder getan haben. Dann 
wäre diese Kritik grundlos, und wir müßten uns, 
wie es der frühere Kollege van der Stoel, der hol- 
ländische Außenminister, gesagt hat, darauf be- 
schränken, hier von Zeit zu Zeit zusammenzukom- 
men, um in durchaus interessanter Weise politische 
Diskussionen zu führen. 

Ich glaube, Herr Präsident, Sie werden gemerkt 
haben, daß es mir notwendig erschien, diese Alter- 
nativen hier einmal ganz deutlich zu machen. Weil 
ich meine, daß in dieser Versammlung eine tiefe 
Unsicherheit über den Standort und die Aufgaben 
der Westeuropäischen Union herrscht, bin ich da- 
mit einverstanden, daß dieser Bericht in der Com- 
mission des Affaires Generales noch einmal ein- 
gehend beraten wird. Gegen den Antrag auf Rück- 
überweisung habe ich nach dieser Diskussion keine 
Einwendungen. 


Tagesord n u ngspunkt : 

Zweiter Nachtragshaushalt der Verwaltung der 
Versammlung für das Haushaltsjahr 1974 

(Drucksache 647) 

Berichterstatter: Abgeordneter Dequae 

Haushalt der Verwaltung der Versammlung für 
das Haushaltsjahr 1975 

(Drucksache 648) 

Berichterstatter: Abgeordneter Dequae 

Rechnungslegung der Versammlung für das 
Haushaltsjahr 1973 

(Drucksache 645 und Anhang) 

Berichterstatter: Abgeordneter Dequae 
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Dr. Ahrens (SPD): Herr Präsident! Als Mitglied 
des Haushaltsausschusses hätte ich mich hier nicht 
zu Wort gemeldet, wenn es lediglich um die An- 
nahme der von M. Dequae vorgetragenen Berichte 
gegangen wäre, um die Annahme des Haushaltspla- 
nes. Ich kann bestätigen, daß dieser Ausschuß, dem 
ich seit einigen Jahren angehöre, sich bei der Bera- 
tung des Budgets stets große Mühe gibt. Ich möchte 
das besonders in Anbetracht der Tatsache betonen, 
daß es sich bei diesem Budget eigentlich um lä- 
cherlich geringe Beträge handelt, wenn ich an die 
Haushaltspläne denke, die wir in unseren heimi- 
schen Parlamenten zu verantworten und zu verab- 
schieden haben. Herr Dequae hat bereits darauf 
hingewiesen, aus welchen Gründen die erheblichen 
Steigerungen nahezu zwangsläufig waren, und ich 
möchte nur noch hinzufügen, daß bei unserem 
Haushalt ein unverhältnismäßig großer Teil aus 
Personalkosten besteht, aus Kosten also, die — und 
das wissen wir auch aus den Parlamenten zu Hause 
— die unangenehme Eigenschaft haben, am meisten 
und ständig zu steigen. 

Trotz dieser eingehenden und gründlichen Bera- 
tungen ist nun der Einspruch des Ministerkomitees 
gekommen. Ich teile die Auffassung von Herrn de 
Bruyne, daß ein solches Verfahren in unseren Län- 
dern unvorstellbar wäre oder zumindest einen Ver- 
fassungskonflikt erster Ordnung bedeutete. Ich 
glaube, Herr Präsident, daß man das dem Minister- 
komitee auch sagen sollte, daß das gegenüber einer 
parlamentarischen Versammlung kein Verfahren 
ist, denn diese hat sich letztlich bei ihren Vorhaben 
und Vorlagen auch Gedanken gemacht. 

Die Frage ist nun, was zu tun ist. Es wäre wahr- 
scheinlich, wozu ich in dieser Lage erst einmal nei- 
gen würde, falsch, den Haushalt abzulehnen, weil 
wir dann nicht wüßten, woraus wir vom 1. Januar 
an unsere Kosten bestreiten sollten. Wir müssen 
also nach meiner Auffassung, Herr Präsident, die- 
sen Haushalt annehmen. Ich meine, daß aber hinzu- 
gefügt werden müßte — und das sollte auch in un- 
seren Beschluß aufgenommen werden — , daß die 
Kürzungen im einzelnen vom Haushaltsausschuß 
Anfang des Jahres in einer besonderen Sitzung be- 
schlossen werden, die wir zu diesem Zweck einbe- 
rufen müßten. Denn nur dann, wenn wir weiterhin 
die Kontrolle und die Entscheidung darüber behal- 
ten, an welcher Stelle wieviel gekürzt werden soll, 
können wir, wie ich glaube, heute unter diesen 
Umständen eine Annahme verantworten. 


Mittwoch, 4. Dezember 1974 


Tagesordnungspunkt: 

Die europäische Sicherheit und die Lage 
im östlichen Mittelmeer 

(Drucksache 651) 

Berichterstatter: Abgeordneter Critchley 

Mattick (SPD): Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! über die strategische Position Zyperns ist 


hier alles gesagt worden. Ich kann das nur unter- 
streichen und will mich damit nicht noch weiter 
beschäftigen. Mir liegt daran, zunächst etwas über 
die menschliche Situation zu sagen. Ich denke, wir 
werden — auf Grund der Debatte hat sich das auch 
gezeigt — am Beispiel Zypern einmal wieder emp- 
funden haben, wie schnell aus einem Bürgerkrieg 
ein Weltbrand entstehen kann. Die Leidenden sind 
immer die Unbeteiligten und oftmals auch die un- 
schuldigen Menschen. Davon liegen zur Zeit nun 
noch einige Tausend in den Wäldern von Zypern. 
Ich habe für eines kein Verständnis: daß es für die 
beteiligten Mächte, um die es sich handelt, für den 
Winter keine Zwischenlösung gibt, die es ermög- 
licht, die Menschen aus den Wäldern zu bringen. 
Denn es handelt sich in allen Fällen um demokrati- 
sche Staaten. Diese Staaten wissen, daß die politi- 
schen Probleme über den Winter noch nicht zu lö- 
sen sind. Hierfür gibt es viele Gründe; ich brauche 
sie hier nicht einzeln aufzuführen. Unter demokrati- 
schen Mächten muß es aber doch möglich sein, da- 
für zu sorgen, daß die Menschen über Winter aus 
den Wäldern kommen; denn der Winter wird auch 
in den Wäldern Zyperns kalt. 

Meine Damen und Herren, ich sage das aus zwei 
Gründen. Erstens bin ich der Ansicht, wir haben 
durch unser politisches Handeln vor allem den 
Menschen zu helfen. Zweitens habe ich aber auf 
meinen Reisen selber die Erfahrung machen kön- 
nen, daß Flüchtlingslager in Zelten in Wäldern, in 
Unwetter und bei Hitze — wie immer es ist — aus- 
gesprochene Brutstätten von Terroristengruppen 
sind. Wer sich einmal die Entwicklung der Palästi- 
nenser-Bewegung vor Augen hält und daran denkt, 
was sich in den FLüchtlingslagern abgespielt hat, 
bis es zu der Partisanenbewegung gekommen ist, 
der wird meine Bemerkung dazu verstehen. 

Daher noch einmal mein Appell an die beteilig- 
ten Mächte: Sucht eine Zwischenlösung für die 
Menschen, die noch in den Wäldern leben! 

Dann möchte ich gern noch etwas zu der Vorlage 
sagen. Im Anschluß an meinen Hinweis auf die 
menschliche Frage, die hier in der Debatte auch 
schon eine große Rolle gespielt hat, darf ich mir zu- 
nächst den Vorschlag erlauben, unter den Empfeh- 
lungen den Punkt 5 zum Punkt 1 zu machen. Ich 
glaube, diese Umstellung ist berechtigt; denn wir 
sollten in unserer Entschließung an erster Stelle 
zum Ausdruck bringen, daß wir uns um die Men- 
schen kümmern wollen, die hier angesprochen 
sind. 

Ferner möchte ich darum bitten, in dem Absatz, 
in dem es heißt: „die Regierungen der Mitgliedstaa- 
ten der WEU aufzufordern, durch ihre Verteidi- 
gungsminister prüfen zu lassen . . .", die Worte 
„durch ihre Verteidigungsminister" zu streichen. 
Denn ich glaube, der Appell, zu prüfen, in welchem 
Umfang die humanitäre Hilfe für die 200 000 
Flüchtlinge auf Zypern verstärkt werden kann, 
kann nicht an die Verteidigungsminister^ sondern 
muß an die Regierungen gerichtet sein. Nur der 
letzte Teil dieses Absatzes betrifft die Verteidi- 
gungsminister. 
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Ich schlage also vor, die Ziffer 5 zu Ziffer 1 zu 
machen, die Worte „durch ihre Verteidigungsmini- 
ster'' zu streichen, und außerdem bitte ich, der neu- 
en Ziffer 1, wenn wir die Veränderung vornehmen, 
folgenden Satz anzufügen: 

Sie appelliert an die beteiligten Mächte, die 
Lager durch Zwischenlösungen aufzulösen und 
die Menschen aus den Lagern zu bringen. 

Dies bitte ich als Zusatz an die Ziffer 5 — später 
Ziffer 1 — anzuhängen. 

Nun darf ich mir noch eine Bemerkung zu dem 
Punkt 3 erlauben. Dies ist eine Frage an meine Kol- 
legen. In dem Punkts heißt es: „die Bedeutung ei- 
ner fortdauernden militärischen Präsenz des Verei- 
nigten Königreiches auf den Stützpunkten unter 
britischer Souveränität anzuerkennen". Dazu wird 
in der Präambel ausdrücklich ausgeführt, daß die 
Versammlung der Meinung ist: 

daß die fortdauernde Anwesenheit britischer 
Streitkräfte auf den Stützpunkten in Zypern 
unter britischer Souveränität in Übereinstim- 
mung mit den auch von den Vertretern der zy- 
priotischen Gemeinschaften mit abgeschlosse- 
nen internationalen Vereinbarungen sowohl zu 
der Verteidigung Europas als auch zu der 
Rückkehr zu normalen Bedingungen auf der In- 
sel als Ganzes beiträgt. 

Ich bin nicht gegen den Absatz. Aber meine Frage 
hierzu: Welche Rolle haben denn die 8 000 briti- 
schen Soldaten auf Zypern an dem Tage gespielt, 
als die Junta mit ihrem Herrn Samson den Bürger- 
krieg begonnen und damit das ganze Unheil auf 
Zypern angerichtet hat? Vielleicht ist die Frage zu 
beantworten. Dann fällt es mir leichter, der Ziffer 3 
zuzustimmen. 

Lassen Sie mich zum Schluß eine andere Bemer- 
kung machen. Wir haben vor 14 Tagen auf der 
NATO-Parlamentarierkonferenz in London den Be- 
schluß gefaßt, einen Solidaritätsfonds für die südli- 
chen Länder zu bilden, die in besonderer Not sind. 
Vielleicht kann sich die WEU dem anschließen. 

Die letzte Bemerkung, die ich gern machen möch- 
te: Ich glaube, wir haben die Aufgabe, in unserem 
Bereich dafür zu sorgen, daß die Friedenspolitik 
über diesen Bereich hinaus entwickelt wird. Mein 
Eindruck ist, daß wir in dieser Beziehung auf ab- 
sehbare Zeit eine Hoffnung auf die Vereinten Na- 
tionen nicht mehr setzen können, nachdem aus der 
Vollversammlung der Vereinten Nationen eine 
Kundgebung geworden ist und Mehrheitsbeschlüsse 
über Minderheitsrechte hinweggehen. Daher kön- 
nen wir mit Blick auf die UNO-Vollversammlung 
nicht mehr an Gerechtigkeit denken. Der Weltsi- 
cherheitsrat hat in der kurzen Zeit, als die Krise 
um Zypern auf ihrem Höhepunkt war, neun Resolu- 
tionen gefaßt. Nach meinem Eindruck ist durch die 
Resolutionen nicht viel geändert worden. Meiner 
Ansicht nach müssen wir uns stärker auf die Ge- 
biete konzentrieren, die für die europäische Sicher- 
heit und für die Erhaltung des Friedens von Bedeu- 
tung sind. 


Dr. Müller (München) (CDU/CSU): Herr Präsi- 
dent! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Bevor ich 
etwas zur Zypernfrage sage, möchte ich auf einen 
Umstand hinweisen, der in den nächsten Jahren die 
Situation im Bereich des östlichen Mittelmeeres be- 
einflussen wird. Zwar gehört das Gebiet, das unmit- 
telbar davon betroffen ist, nicht zum östlichen Mit- 
telmeer; aber es wird von dieser Entwicklung be- 
einflußt werden. Ich meine hier die Entwicklung im 
adriatischen Raum. Es handelt sich dabei um das 
Gebiet im Norden von Griechenland. Durch die Po- 
litik der Öffnung der Häfen durch Jugoslawien für 
sowjetische Schiffe ist hier eine Entwicklung einge- 
leitet worden, die langfristig auch Auswirkungen 
auf das östliche Mittelmeer haben wird. Wir alle 
wissen, daß viele mit einer gewissen Besorgnis der 
zukünftigen Entwicklung in diesem Raum entge- 
gensehen. Wenn wir die Situation im östlichen Mit- 
telmeer betrachten, können wir diese Besorgnis nur 
unterstreichen. 

Lassen Sie mich jetzt ein paar Bemerkungen zu 
Zypern machen. Herr Präsidenf, ich bin der Mei- 
nung, daß das Problem Zypern nur dadurch gelöst 
werden kann, daß die Unabhängigkeit dieser Insel- 
republik wiederhergestellt wird. Dabei müssen wir 
uns darüber im klaren sein, daß hier mit dem übli- 
chen demokratischen Gesetz der Mehrheitsentschei- 
dungen wahrscheinlich kein Schritt vorwärts getan 
werden kann. 

Zypern ist ein Gebiet, das seit 1960 Anlaß zur 
Unruhe gegeben hat, weil, wie sich herausstellte, 
keine gemeinsame Haltung der beiden verschiede- 
nen Bevölkerungsgruppen auf dieser Insel zu errei- 
chen war. Im letzten Jahr wurde versucht, durch 
einen Schwerthieb den gordischen Knoten zu 
durchhauen. Dieser Schwerthieb wurde durch den 
Putsch von Samson und der Nationalgarde eingelei- 
tet, worauf ein weiterer Schwerthieb in Gestalt der 
türkischen Invasion folgte. Dieser Versuch hat mei- 
ner Ansicht nach nur zu neuen Verwicklungen ge- 
führt. Es wird nur dann möglich sein, das Zypern- 
problem zu lösen, wenn bei den Verhandlungen der 
daran Beteiligten — und hier meine ich in erster Li- 
nie die griechischen und türkischen Zyprioten — 
eine föderalistische Lösung für diese Insel gefunden 
wird. Alles andere scheint mir für die Zukunft nur 
neues Unheil heraufzubeschwören. 

Vor allen Dingen glaube ich, daß es keine Lö- 
sung sein kann, eine Teilung dieser Insel vorzuneh- 
men. Wir haben weiß Gott schon zu viele Staaten in 
dieser Welt, bei denen Teilungen vorgenommen 
worden sind. Wir wissen, daß diese Teilungen nur 
neue Konflikte heraufbeschworen haben. Es kann 
also nur eine Lösung geben: eine solche, die zu ei- 
ner föderalistischen Verfassung führt. Wir sollten 
uns deshalb für diese föderalistische Verfassung 
stark machen. Hier sollten alle, die Alliierten, die 
Freunde — oder wie immer wir sie bezeichnen mö- 
gen — , hilfreich zur Seite stehen. Ich möchte mich 
hier dem Kollegen Roper anschließen, der zu dem 
Zusatzantrag Nr. 5 des Kollegen Dankert ausgeführt 
hat, man sollte das Wort „NATO" in diesem Zu- 
sammenhang nicht erwähnen, sondern andere Wor- 
te — etwa „Freunde" oder „Alliierte" — verwen- 
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den. Ich glaube, daß das eine vernünftige Lösung 
wäre. 

Eine Bemerkung noch zum Kollegen Mattick; 
was ich sagen will, ist bereits in dem vorigen Dis- 
kussionsbeitrag angeklungen. Ich glaube, man soll- 
te die Rolle der britischen Truppen in den Stütz- 
punkten auf Zypern während der Krisenzeit des 
letzten Jahres nicht unterschätzen. Nicht nur Ma- 
karios hat sein Leben der Anwesenheit der briti- 
schen Truppen zu verdanken, auch Zehntausende 
von Touristen auf Zypern haben es diesen briti- 
schen Basen zu verdanken, daß sie aus jenem 
fürchterlichen Bürgerkrieg heil herausgekommen 
sind. Wir sollten auch nicht vergessen, daß durch 
die Interventionen und durch die Möglichkeit der 
Öffnung der Basen die britischen Truppen auf Zy- 
pern einige Massaker verhindert haben, die viel- 
leicht noch hätten stattfinden können. Diese Rolle 
der britischen Truppen sollte man anerkennen, und 
man sollte die Bedeutung der britischen Basen auf 
Zypern auch für die Zukunft sehen. 

Zum Schluß möchte ich noch einmal folgendes 
ganz dick unterstreichen. Es gibt nur dann eine Lö- 
sung für Zypern, wenn man zu einer föderalisti- 
schen Verfassung kommt, die die Rechte der beiden 
Bevölkerungsgruppen — wenn auch nicht einheit- 
lich nach demokratischen Mehrheitsgesichtspunk- 
ten — wahrt und ihr Lebensrecht garantiert. 

Sieglerschmidt, Bundesrepublik Deutschland. — 
Herr Staatssekretär, ich darf zunächst meiner Freu- 
de darüber Ausdruck geben, daß ich Sie als Partner 
auf der Regierungsseite begrüßen kann, nachdem 
wir so lange in der Versammlung zusammengear- 
beitet haben. Meine Frage bezieht sich auf Ihre Be- 
merkung, daß wir eines Tages zu einer organisier- 
ten europäischen Verteidigung kommen sollten. 
Welche Aufgaben aktueller oder vorbereitender 
Art mißt die französische Regierung in diesem Zu- 
sammenhang der Westeuropäischen Union bei? 

Ansprache des Staatssekretärs im französischen 
Außenministerium, B. Destremau 

Der Abgeordnete Krieg fordert in seinem Ände~ 
rungsantrag zu Punkt 4 der Empfehlung des Be- 
richts die Begünstigung eines Beitritts Griechen- 
lands zu den Europäischen Gemeinschaften. 

Sieglerschmidt (SPD): Herr Präsident, gestatten 
Sie mir nur zwei Bemerkungen zu dem, was der 
Kollege Krieg gesagt hat. Es ist richtig, daß bei ihm 
nur von „favoriser" die Rede ist und daß keine 
zeitliche Bedingung gestellt ist, Aber erstens 
kommt es in der Politik bekanntlich auch darauf 
an, zu welcher Zeit und in welcher Form man et- 
was sagt. Und zweitens wollte ich mir erlauben, 
darauf hinzuweisen, daß wir im Augenblick ja noch 
gewisse Verdauungsbeschwerden hinsichtlich der 
drei neuen Beitritte haben. Auch das sollte man bei 
dieser Frage berücksichtigen. 

Die Abgeordneten Mattick und Richter stellen ei- 
nen Änderungsantrag (Nr. 10); die bisherige Ziffer 5 


der Empfehlung soll sie in folgender Fassung ein- 
leiten (als Ziffer 1): 

1. Die Regierungen der Mitgliedstaaten der West- 
europäischen Union aufzufordern, prüfen zu las- 
sen, in welchem Umfang die humanitäre Hilfe 
für die 200 000 Flüchtlinge auf Zypern verstärkt 
werden kann, insbesondere, ob durch eine ra- 
sche Lieferung von Reservematerial aus Bestän- 
den der Streitkräfte das überleben der Betroffe- 
nen im Winter gesichert werden kann; ferner an 
die verantwortlichen Mächte zu appellieren, die 
Flüchtlingslager aufzulösen und die Flüchtlinge 
in menschenwürdigen Unterkünften unterzubrin- 
gen; 


Richter (SPD): Herr Präsident, wir waren mit dem 
Herrn Berichterstatter in den Vorbesprechungen 
darin einig, daß einer derartigen Änderung Raum 
gegeben werden sollte. Der Herr Berichterstatter 
hat herausgestellt, daß er die Anregung des Kolle- 
gen Mattick, die humanitären Fragen so stark nach 
vorn zu bringen, begrüßt. Ich glaube, das gibt auch 
das Klima der Ausschußberatung wieder. 

Ich würde auch der geringfügigen Änderung über 
die Empfehlung hinaus stattgeben wollen, nicht di- 
rekt die Verteidigungsminister, sondern die Regie- 
rungen anzusprechen. Ich glaube, das ist der richti- 
ge Weg. 

Ich möchte um Zustimmung zu dieser Empfeh- 
lung bitten, 

Dr. Schwencke (SPD): Herr Präsident, wir alle 
wissen, daß die Not der Flüchtlinge riesengroß ist. 
Wir sollten es uns in dieser Versammlung zur Ehre 
gereichen lassen, daß wir in dieser Hinsicht auch 
über die geschilderten augenblicklichen Situationen 
hinaus planen und uns Gedanken machen. Auch 
wenn die Option über die augenblickliche Möglich- 
keit hinausgeht, ist sie, glaube ich, wichtig genug, 
um von dieser Versammlung akzeptiert zu werden. 
Ich meine, wir tun gut daran, diesen Antrag der 
Kollegen Mattick und Richter so zu lassen, wie er 
hier steht. Wir sollten uns nicht über die Zahl der 
Länder streiten, sondern diesen Antrag so akzeptie- 
ren und so seine Intention, seine Stoßrichtung ganz 
deutlich machen. 

Der Abgeordnete Mabon spricht sich dafür aus, 
diesen Änderungsantrag zu teilen und über den 
letzten Satz getrennt abzustimmen. 

Richter (SPD): Herr Präsident, ich möchte hier 
gegen eine Teilung dieses Antrages sprechen. Ich 
glaube, daß die Einlassungen unseres Kollegen in 
diesem Bereich durch die Feststellung in unserem 
Antrag abgedeckt bleiben. Wir schließen mit die- 
sem Antrag nicht aus, daß noch Verhandlungen der 
beiden Gemeinschaften auf Zypern stattfinden, daß 
die Flüchtlinge in ihre eigenen Häuser zurückkeh- 
ren. Es wäre doch das Idealste, das Beste, wenn un- 
ter den Menschen in Europa Vernunft waltete und 
wenn sich zwei NATO-Partner, die miteinander in 
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sehr freundschaftlicher Art im Gespräch sind, in 
Anbetracht der Not auf Zypern zu einer solchen 
Regelung entschlössen. Davon, daß neu gebaut 
werden soll, und von ähnlichen Dingen ist gar kei- 
ne Rede. Es bleibt hier sehr viel Spielraum in der 
Interpretation. Wir sprechen die Vernunft im hu- 
manitären Bereich an und meinen hier natürlich 
auch die Regierungen in der Türkei und in Grie- 
chenland. Das ist eine gute Basis. Wenn man der 
räumlichen Realisierung stattgäbe, wäre ich bereit, 
vielleicht irgendwo die Formel „as soon as possi- 
ble" einzusetzen, um so zum Ausdruck zu bringen, 
daß dies eben so bald wie möglich verwirklicht 
werden soll. Aber bitte nicht den Antrag teilen! 
Dann verliert er an Gewicht. 


Tagesordnungspunkt: 

Ansprache des Bundesministers für Forschung 
und Technologie der Bundesrepublik Deutsdi- 
land, Hans Matthöfer 

Matthöfer (Bundesminister für Forschung und 
Technologie): Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren Abgeordneten! Für die freundliche Einla- 
dung von Herrn Präsident Nessler, heute vor Ihnen 
zu sprechen, möchte ich mich bedanken. Ich bin 
dieser Aufforderung sehr gerne gefolgt. 

Die europäische Forschungs- und Technologiepo- 
litik steht vor einigen elementar wichtigen Ent- 
scheidungen. Die WEU-Versammlung, die sich um 
Europa große Verdienste erworben hat, sollte dabei 
sicher ein Wort mitzureden haben. 

Ich will an zwei Beispielen darlegen, welche Ent- 
wicklungen in der europäischen Kooperation zur 
Zeit beachtet werden müssen und welche Lösungen 
nach meiner Ansicht angestrebt werden sollten: Es 
handelt sich einmal um die Weltraumkooperation 
— dieser Punkt wird (in Anlehnung an die Tages- 
ordnung der Versammlung) den breitesten Raum 
einnehmen, ohne daß ich Ihrem Berichterstatter, 
Herrn Warren, vorgreifen möchte — und zum ande- 
ren um energiepolitische Probleme, die, wie ich 
meine, von besonderer Dringlichkeit sind und bei 
denen ich wiederum Ihnen, Herr Präsident, in Ihrer 
Eigenschaft als Berichterstatter nicht vorgreifen 
will. Zum Schluß möchte ich einige allgemeine Be- 
merkungen zu einer europäischen Konzeption der 
Forschungs- und Technologiepolitik machen. 

Die friedliche Erforschung und Nutzung des 
Weltraums stellt ein gutes Beispiel für eine erfolg- 
reiche Koordination und Integration nationaler In- 
teressen in Europa dar. Der Erfolg in diesem Be- 
reich beruht auf der Bereitschaft, zugunsten euro- 
päischer Projekte auf nationale Vorhaben zu ver- 
zichten und nationale Projekte zu europäisieren, 
d. h. sie in gemeinschaftliche Vorhaben zu überfüh- 
ren. Er beruht weiter auf den großen Anstrengun- 
gen Europas, um ein angemessenes und ausgewoge- 
nes europäisches Weltraumprogramm zu schaf- 
fen. 

Die Gründe für die großen Anstrengungen und 
Aufwendungen haben weiterhin Geltung: Es geht 


darum, neuen wissenschaftlichen und technologi- 
schen Erkenntnissen den Weg zu bereiten und die 
Voraussetzungen für die Nutzung der angewandten 
Weltraumtechnologien zu schaffen, z. B. in der Te- 
lekommunikation und bei der Erderkundung. Die 
beschlossenen Projekte decken freilich das große 
breite Spektrum möglicher künftiger Nutzungen 
von Telekommunikation und Erderkundung nicht 
ab. Das ist angesichts der Vielfalt der Einsatzmög- 
lichkeiten für die Technologien einerseits und der 
nur begrenzt verfügbaren finanziellen Mittel ande- 
rerseits auch nicht möglich. Darum müssen wir 
überzeugende, am gesellschaftlichen Bedarf orien- 
tierte Prioritäten setzen, darunter auch für Vorha- 
ben, die besonderen Bedürfnissen der Entwick- 
lungsländer Rechnung tragen. 

Die europäischen Industriestaaten, die nur über 
geringe natürliche Ressourcen verfügen, sind ge- 
zwungen, mit Hilfe technologischer Innovation 
ständig einen Wettbewerbsvorsprung zu erarbeiten, 
der es erlaubt, lebensnotwendige Rohstoffe und 
Energieträger gegen industrielle Erzeugnisse einzu- 
tauschen. Es ist deshalb ein erfreulicher Erfolg un- 
serer Weltraumaktivitäten, daß sich im Bereich der 
Telekommunikation schon jetzt ein außereuropä- 
ischer Markt für unsere Entwicklungen abzeich- 
net. 

Europa befindet sich mit den übrigen Weltraum- 
mächten und denjenigen, die heute an der Schwel- 
le des Weltraums stehen, in einer Konkurrenzsitua- 
tion. Staatlich finanzierte Programme tragen dazu 
bei, die europäische Industrie zur Wettbewerbsfä- 
higkeit zu führen. Diese Förderung ist keine Krük- 
ke für chronisch Kranke. Sie soll die Industrie in 
den geförderten Bereichen nach und nach selbstän- 
dig und förderungsunabhängig machen. 

Europäische Zusammenarbeit in diesem Bereich 
ist eine ökonomische Notwendigkeit. Die Kosten 
für ein einziges Projekt liegen zwischen 100 Millio- 
nen und 2 Milliarden DM. Diese hohen Kosten er- 
lauben kaum einem Staat, allein ein nennenswertes 
Weltraumprogramm durchzuführen. Europa mußte 
immerhin in den vergangenen zehn Jahren rund 
5 Milliarden DM für seine gemeinsamen Projekte 
aufbringen. Aufwendige Anwendungsprojekte — 
wenn man von den EUROPA-Trägern absieht — 
sind dabei erst im Laufe der letzten vier Jahre in 
Angriff genommen worden. Die finanziellen Größen- 
ordnungen gebieten, unnötige und kostspielige 
Doppelentwicklungen zu vermeiden. Sie zwingen 
uns zur Arbeitsteilung, zur Koordination und Kon- 
zentration der Vorhaben im europäischen Rah- 
men. 

Die Notwendigkeit europäischer Zusammenarbeit 
ist uns nicht unwillkommen. Im Gegenteil, wir sind 
uns alle darin einig, daß die europäische Zusam- 
menarbeit zur friedlichen Erforschung und Nutzung 
des Weltraums einen wertvollen Beitrag zur euro- 
päischen Integration darstellt. Mit der Betonung ge- 
meinschaftlicher Aktivitäten im Weltraum sollen 
andere Formen europäischer Kooperation nicht her- 
abgesetzt werden. Nicht in allen Bereichen gelten 
die Argumente, die für den Weltraum Gültigkeit 
haben. Dort aber halte ich die Konzentration der 
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Aktivitäten in einer einheitlichen europäischen 
Weltraumorganisation, der ESA, für unerläßlich. 

Historisch betrachtet geben vor allem drei Um- 
stände Anlaß, die Gründung der ESA zu betrei- 
ben: 

Einmal ist die Revision der ESRO-Konvention nö- 
tig geworden, um der veränderten Aufgabenstel- 
lung der Organisation Rechnung zu tragen. Ur- 
sprünglich allein zur wissenschaftlichen Erfor- 
schung des Weltraums geschaffen, hat sich die 
ESRO seit 1969 zunehmend auch Nutzungsaspekten 
der Technologien zugewandt. Die Beschlüsse der 
Europäischen Weltraumkonferenz von 1971 setzten 
diesen Trend erstmals in konkrete Anwendungspro- 
jekte um. 

Das Scheitern des EUROPA-II-Programms der 
ELDO ist vor dem Hintergrund anderer, außereuro- 
päischer Mißerfolge auf dem Trägersektor nicht be- 
sonders erstaunlich. Sein besonderes Gewicht er- 
hält es durch die Höhe der aufgewendeten Mittel 
und den Umstand, daß Europa bisher keinen erfolg- 
reichen Großträger entwickelt hat, während z. B. 
die USA neben manchen Mißerfolgen auch großar- 
tige Erfolge aufweisen können. 

Auf der Weltraumkonferenz von 1972 setzte sich 
die Auffassung durch, daß nur eine Konzentration 
aller Anstrengungen die Fortführung eines europä- 
ischen Weltraumprogramms erlauben würde. Die- 
ses Programm sollte von der ESA durchgeführt 
werden. Die ESA hat aber ihre Arbeit bislang nicht 
aufgenommen. Ihre Aktivitäten sind zwar im we- 
sentlichen schon festgelegt, werden aber noch im- 
mer im ESRO-Rahmen durchgeführt, der dafür nicht 
geschaffen und auch nur begrenzt geeignet ist. Das 
führt zu einer bedenklichen Überlastung der ESRO- 
Leitung, zu Motivationsschwund bei den Mitarbei- 
tern, zur Gefahr einer Verschleppung und Verteue- 
rung der Programme. Eine rasche Lösung der Pro- 
bleme ist nach meiner Ansicht dringend geboten. 
Die Besetzung der offenen Stellen im Leitungsbe- 
reich ist bisher nicht daran gescheitert, daß keine 
geeigneten Kandidaten zur Verfügung stehen. Ich 
hoffe deshalb, daß noch in diesem Jahr Lösungen 
gefunden werden. 

Es ist nötig, auch über die verstärkte Einbezie- 
hung nationaler Weltraum-Einrichtungen einen 
Konsens zu erzielen. Ich denke namentlich an die 
Deutsche Forschungs- und Versuchsanstalt für Luft- 
und Raumfahrt und an das französische Centre Na- 
tional d'Etudes Spatiales. Diese Zentren sind durch 
die Reduzierung der nationalen Weltraumprogram- 
me personell wie sachlich bei weitem nicht ausge- 
lastet. 

Die Probleme sind überwindbar. Sie müssen jetzt 
gelöst werden, damit die neue Organisation Anfang 
nächsten Jahres ihre Arbeit aufnehmen kann. 

Aufgaben und Programme der neuen Weltraum- 
organisation sind vielfältig und umfangreich: 

Neben dem Wissenschaftsprogramm stehen die 
großen experimentellen nutzungsorientierten Pro- 
jekte, wie die drei Telekommunikationssatelliten 
OTS, MAROTS und AEROSAT. Während OTS der 


experimentellen Übermittlung von Telefongesprä- 
chen und Rundfunk- und Fernsehsendungen dienen 
soll, handelt es sich bei MAROTS und AEROSAT 
um Nachrichtensatelliten, die den Erfordernissen 
des Schiffs- und FLugverkehrs Rechnung tragen 
sollen. Am AEROSAT-Projekt sind neben Europa 
auch die Vereinigten Staaten und Kanada beteiligt. 
Alle drei Telekommunikationssatelliten sollen 1977 
und 1978 auf ihre Umlaufbahn gebracht werden. 

Im Frühjahr 1977 wird der europäische Wettersa- 
tellit METEOSAT auf eine geostationäre Umlauf- 
bahn geschossen werden. Der Satellit ist Europas 
Beitrag zum weltweiten „Global Atmospheric Re- 
search Programme", das im Rahmen einer Sonder- 
organisation der Vereinten Nationen, der World 
Meteorological Organisation, durchgeführt wird. 

Die Organisation ist weiterhin mit den Projekten 
SPACELAB und ARIANE befaßt. Die Erprobung der 
Trägerrakete ARIANE soll 1980 beginnen. Mit der 
Trägerkapazität wird eine gewisse europäische Un- 
abhängigkeit angestrebt. 

SPACELAB, ein bemannbares Raumlabor, das 
sich für eine Vielzahl wissenschaftlicher, technolo- 
gischer und industrieller Aufgaben einsetzen läßt, 
ist der europäische Anteil am Shuttle-System. Die 
Zusammenarbeit mit Amerika birgt die Chance, die 
hierfür nötigen neuen Technologien mitentwickeln 
und nutzen zu können. 

In Zukunft wird sich die neue Organisation vor- 
aussichtlich auf folgende drei Bereiche konzentrie- 
ren: 

1. SPACELAB-Nutzlasten: Wir müssen aus den 
vielfältigen Nutzlastmöglichkeiten einige wenige 
auswählen. Verfahrenstechnik, Werkstoffkunde und 
Biowissenschaften könnten hier im Vordergrund 
stehen. 

2. Direktfernsehen: Die direkte Übertragung von 
Unterrichtsstoff und Information wird voraussicht- 
lich für großräumige, infrastrukturschwache Ent- 
wicklungsländer eine besondere Rolle spielen. Al- 
lerdings führen neue technische Entwicklungen 
auch zu neuen, bislang nicht gelösten Rechtsproble- 
men, z. B. dem Konflikt zwischen dem Prinzip der 
Informationsfreiheit und dem Anspruch auf natio- 
nale Souveränität. 

Erderkundung: Mit ihr können große Mengen 
wichtiger Daten gewonnen werden, die auf andere 
Weise nur erheblich aufwendiger oder überhaupt 
nicht erlangt werden könnten. Auch diese neue 
Technologie wirft eine Reihe schwieriger Rechts- 
fragen im Zusammenhang mit der Datengewinnung 
und -nutzung und dem Souveränitätsanspruch der 
betroffenen Staaten auf. 

Zwei weitere Aspekte der Organisation werden 
die Industriepolitik und die stärkere Berücksichti- 
gung der künftigen Nutzer sein. Ziel der Industrie- 
politik muß es sein, auf der Basis des Wettbewerbs 

die Leistungsfähigkeit der an der Raumfahrt betei- 
ligten Unternehmen zu steigern. 

Die neuen Weltraumtechnologien werden schon 
heute auch im Interesse der Entwicklungsländer 
eingesetzt; diese werden in Zukunft in zunehmen- 
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dem Maß an der Nutzung beteiligt sein. Als Bei- 
spiele seien die Nutzung von Erderkundungsdaten 
über Feuchtigkeitsverhältnisse und Wasservorkom- 
men in der Sahel-Zone und das Satellitenprojekt für 
Unterrichtsfernsehen in Indien genannt. 

Lassen Sie mich nun einige Ausführungen zur 
Energieversorgung machen. Die Ölkrise hat uns al- 
len die Notwendigkeit internationaler Zusammenar- 
beit auf dem Energiesektor nachhaltig ins Bewußt- 
sein gerufen. Für uns Europäer stellt sich die Fra- 
ge: Welche Rolle kann und soll Europa dabei spie- 
len? Eine der wichtigsten Initiativen zur Zusam- 
menarbeit im Energiebereich, die Einladung zur 
Washingtoner Energiekonferenz im Frühjahr dieses 
Jahres, ging nicht von Europa, sondern von den 
USA aus. Inzwischen haben die Arbeiten der soge- 
nannten Zwölfer-Gruppe mit der Ausarbeitung des 
Internationalen Energieprogramms die atlantische 
Zusammenarbeit im Energiebereich gesichert. Zu- 
gleich wurde aber auch ein europäisches Problem 
sichtbar, nachdem feststeht, daß sich Frankreich im 
lEP zunächst leider nicht beteiligen wird. Unter eu- 
ropäischen Gesichtspunkten sind zwei Punkte be- 
sonders wichtig, erstens das Verhältnis der EG zum 
lEP. Dabei geht es vor allem darum, über den Bei- 
tritt der EG zum lEP die Option für die Ausarbei- 
tung einer gemeinsamen europäischen Energiepoli- 
tik weiterhin offenzuhalten und zugleich eine indi- 
rekte Beteiligung Frankreichs an den Arbeiten im 
Rahmen des lEP zu ermöglichen. Zweitens meine 
ich die von Frankreich vorgeschlagene weltweite 
Energiekonferenz für das Frühjahr 1975, auf der die 
Gemeinschaft mit einer Stimme sprechen soll. 

Die Bundesregierung sieht zwischen diesen bei- 
den Initiativen keinen Widerspruch. Sie ist viel- 
mehr der Auffassung, daß es sich um verschiedene 
Ansätze zur Lösung des Energieproblems handelt, 
die sich gegenseitig ergänzen: Die Zusammenarbeit 
der Industrieländer vollzieht sich dabei im Rahmen 
des lEP. Die von Frankreich vorgeschlagene Ener- 
giekonferenz dient als Forum für den weltweiten 
Dialog zwischen erdölproduzierenden Ländern, in- 
dustriellen Verbraucherländern und nichterdölpro- 
duzierenden Entwicklungsländern. Hier wie da 
kann Europa auf der Grundlage einer gemeinsamen 
europäischen Energiepolitik einen wichtigen und 
eigenen Beitrag leisten. Die Bundesrepublik jeden- 
falls ist dazu bereit. 

Forschung und Entwicklung können zur Lösung 
der Energieprobleme einen wesentlichen Beitrag 
leisten, wenn auch eher mittel- bis langfristig. Da- 
bei wird im Zusammenhang mit der Ausarbeitung 
einer gemeinsamen europäischen Energiepolitik 
leicht vergessen, daß es in Europa bereits eine viel- 
fältige wissenschaftliche Zusammenarbeit im Ener- 
giebereich gibt, die gut funktioniert. 

Die Kernforschung bildet dabei nach wie vor ei- 
nen Schwerpunkt. In Europa kann der Anteil der 
Kernenergie an der Stromversorgung vielleicht 
schon im Jahr 1985 rund ein Viertel erreichen. Da- 
bei geht es vorrangig um die Entwicklung fortge- 
schrittener Reaktortypen. Der Schnelle Brüter spielt 
eine besondere Rolle, weil er eine wesentlich wirt- 


schaftlichere Ausnutzung des Kernbrennstoffs ver- 
spricht. 

Bei der Entwicklung des Versuchsreaktors SNR 
300 in Kalkar arbeitet die Bundesrepublik mit den 
Beneluxstaaten zusammen. Als nächster Schritt 
wird die Errichtung von Demonstrationskraftwer- 
ken von deutschen, französischen und italienischen 
Elektrizitätsversorgungsunternehmen in Auftrag ge- 
geben werden. Ich appelliere an alle Beteiligten, 
dieses so wichtige, aber auch kostspielige Vorha- 
ben gemeinsam zu tragen und zu unterstützen. Bei 
aller Bedeutung des industriellen Wettbewerbs und 
bei allem Verständnis für nationale Industriepolitik 
muß es doch möglich sein, bei Vorhaben dieser 
Größenordnung zu einer allen gerecht werdenden 
gemeinsamen Lösung zu kommen. 

Parallel dazu läuft die Entwicklung des Hochtem- 
peraturreaktors. Dieser Reaktortyp ist deshalb 
wichtig, weil er sich z. B. ausgezeichnet für die 
Kohlevergasung eignet und insofern zur besseren 
Ausnutzung heimischer Energiequellen beitragen 
kann. Ein Kraftwerk dieses Typs ist in der Bundes- 
republik im Bau. Zwischen den deutschen Firmen, 
die diese Entwicklung tragen, besteht eine gute Zu- 
sammenarbeit u. a. mit französischen Industriefir- 
men; sie steht selbstverständlich auch anderen eu- 
ropäischen Firmen offen. 

Bei der Versorgung der Reaktoren mit angerei- 
chertem Uran geht es darum, die notwendigen Pro- 
duktionskapazitäten zu schaffen, um zu Beginn der 
80er Jahre den wachsenden Bedarf der europä- 
ischen Staaten zu decken. Die USA, die den euro- 
päischen Markt bisher immer noch versorgen, wer- 
den in zunehmendem Maße mit der Versorgung ih- 
res eigenen Marktes ausgelastet sein. Großbritanni- 
en, die Niederlande und die Bundesrepublik arbei- 
ten deshalb seit einiger Zeit mit Erfolg an der indu- 
striellen Entwicklung der Gaszentrifuge, die gegen- 
über dem traditionellen Verfahren der Diffusions- 
technik wirtschaftlicher und flexibler zu werden 
verspricht. Beide Verfahren jedoch werden ange- 
sichts des für die 80er Jahre erwarteten Bedarfs auf 
dem europäischen Markt ihren Platz finden kön- 
nen. 

Die Sicherheit der Kernkraftwerke, wie Herr 
Small in dem Ihnen vorliegenden Bericht hervor- 
hebt, und die Beseitigung der radioaktiven Abfälle 
ist ebenfalls ein sehr ernstes europäisches Problem. 
Die dichte Besiedlung in Europa erfordert ein 
Höchstmaß an Bemühung um Sicherheit. Im Mehr- 
jahresforschungsprogramm von Euratom sind des- 
halb erhebliche Mittel für gemeinsame Lösungen 
vorgesehen. 

Bei Euratom ist insbesondere das Fusionspro- 
gramm ein gutes Beispiel für die fruchtbare wissen- 
schaftliche Zusammenarbeit in Europa, das welt- 
weite Anerkennung findet und sich deshalb als ein 
eigenständiger Beitrag der Gemeinschaft zum lEP 
besonders gut eignen könnte. 

Die Arbeiten der Gemeinschaft beschränken sich 
aber nicht auf den Bereich der Kernforschung. 
Auch die neuen Energiequellen sind Gegenstand 
gemeinschaftlicher Initiativen. Die Gremien der Ge- 


12 



Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Drucksache 7/3338 


meinschaft sind zur Zeit damit beschäftigt, konkre- 
te Projekte insbesondere im Bereich der Sonnen- 
energie, der Geothermik und des Wasserstoffs aus- 
zuarbeiten. Ich hoffe, daß diese Arbeiten möglichst 
bald erfolgreich abgeschlossen werden können. Die 
Bundesregierung wird das ihr Mögliche dazu bei- 
tragen. 

Aus der Fülle der Probleme der industriellen For- 
schung habe ich den Weltraum- und den Energiebe- 
reich nicht nur wegen ihrer besonderen Aktualität 
ausgewählt, sondern auch deshalb, weil beide Be- 
reiche beispielhaft die Entwicklung forschungspoli- 
tischer Zielsetzungen in Europa deutlich machen 
können. 

Die Anstrengungen im Energiebereich sind die 
Reaktion auf eine weltweite Krise, die das dringen- 
de Bedürfnis nach gemeinsamem Handeln nachhal- 
tig verdeutlicht hat. Die Bedrohung der Erdölver- 
sorgung führte zur Notwendigkeit, rasch gemein- 
sam zu handeln. Nützlich wäre es aber, wenn die 
Definition forschungspolitischer Ziele vorausschau- 
end erfolgen würde, so daß man nicht erst reagie- 
ren muß, wenn dies unumgänglich geworden ist. 

In diesem Sinne gilt es, die Zusammenarbeit in 
Europa intensiv voranzutreiben und die jeweils 
zweckmäßigsten Formen der Zusammenarbeit zu 
entwickeln. Im Weltraum- und Energiebereich ist 
dies in einer Weise geschehen, die den besonderen 
Erfordernissen beider Bereiche entspricht. Sowohl 
die ESA als auch die Energieagentur bilden jede 
für sich den geeigneten Rahmen für eine fruchtbare 
Zusammenarbeit. Beide bieten zugleich ein Höchst- 
maß an Flexibilität. Das ist deshalb so wichtig, weil 
flexible Organisationsformen eine wichtige Voraus- 
setzung für den Erfolg sind. 

Dabei dürfen wir nicht das übergreifende Ziel ei- 
ner umfassenden, in sich geschlossenen europä- 
ischen Forschungs- und Technologiepolitik aus den 
Augen verlieren. Ohne eine solche Politik besteht 
trotz aller Fortschritte auf einzelnen Gebieten zu- 
nehmend die Gefahr, daß isolierte Aktionen un- 
koordiniert nebeneinander herlaufen. Als Folge ent- 
stünden auf einzelnen Sektoren ganz unterschiedli- 
che Industriestrukturen, was einer gemeinsamen 
europäischen Industriepolitik zuwiderlaufen würde 
und zu einer nachhaltigen Schwächung Europas 
führen müßte, die wir uns einfach nicht leisten 
können. 

Es gilt deshalb, die Europäische Gemeinschaft als 
den Kristallisationspunkt für die Entwicklung einer 
gemeinsamen europäischen Forschungs- und Tech- 
nologiepolitik zunehmend zu stärken. Nur so kann 
gewährleistet werden, daß wir im Verhältnis zu den 
Industriestaaten des Westens, zum Osten und zu 
den Entwicklungsländern mit einer europäischen 
Stimme sprechen. Nur so können Prioritäten über 
die einzelnen Sektoren hinaus gesetzt und die Ka- 
pazitäten dort eingesetzt werden, wo sie für die 
Entwicklung der Gesellschaft und der Wirtschaft 
Europas am dringendsten benötigt werden. 

Dr. Schwencke (SPD): Herr Präsident, ich möchte 
dem Herrn Bundesminister zwei Fragen stellen. 


Herr Bundesminister, Sie haben die Versammlung 
über die Aktivitäten der deutschen Bundesregie- 
rung auf dem Bereich informiert, für den Sie zu- 
ständig sind. Sie haben die Prioritäten erläutert. 
Dabei haben Sie den deutlichen Vorrang der friedli- 
chen Nutzung der Ressourcen betont. Sie haben 
auch den europäischen und weltpolitischen Zusam- 
menhang dieser Aktivitäten hier dargelegt. 

Meine erste Frage bezieht sich auf den Bereich, 
der Ihnen persönlich aus Ihrer Arbeit als Staatsse- 
kretär für wirtschaftliche Zusammenarbeit sehr ge- 
läufig ist: Wie weit nützt diese europäische Zusam- 
menarbeit auch den Entwicklungsländern? Sie ha- 
ben das kurz angesprochen. 

Die zweite Frage ist vielleicht ein bißchen speku- 
lativ, aber dennoch für diese Versammlung sicher- 
lich nicht uninteressant. Wie würden Sie im augen- 
blicklichen Zeitpunkt die Chancen der Energiekon- 
ferenz 1975 beurteilen, wo Frankreich noch nicht 
seine Bereitschaft zur Mitarbeit bekundet hat? 

Matthöfer, Bundesminister für Forschung und 
Technologie: Herr Abgeordneter, ich glaube, die 
europäischen Bemühungen auf dem Gebiet der For- 
schungs- und Technologiepolitik können für die 
Entwicklungsländer in zweifacher Hinsicht von Be- 
deutung sein. Einmal sollten wir alle unsere Tech- 
nologien daraufhin untersuchen, ob sie für die be- 
sonderen Probleme der Entwicklungsländer relevant 
sein können. Ich denke hier z. B. an die Gebiete der 
Erforschung der Sonnenenergie, der Meerwasser- 
entsalzung, der Korrosionsforschung, an die Ent- 
wicklung kleiner Kernkraftwerke, die in entlegene 
Gebiete gebracht werden und dort ohne große Zu- 
leitungsnetze Energien erzeugen können, an den 
Einsatz von Satelliten — zum Teil habe ich das in 
meiner Rede schon erwähnt — für Bildungssysteme 
in den Entwicklungsländern, für die Erforschung von 
Rohstoffvorkommen und für die Wettervorhersage 
und ähnliche Dinge. Wir müssen uns überlegen, wo 
wir auf Gebieten forschen, auf denen es ganz be- 
sondere Probleme der Entwicklungsländer gibt. 
Dann müssen wir die Ergebnisse unserer Forschung 
den Entwicklungsländern als Beitrag zur Lösung ih- 
rer Probleme anbieten. 

Das Zweite! Wir müssen unser technologisches 
und wissenschaftliches Potential den Entwicklungs- 
ländern zur Lösung solcher Probleme zur Verfü- 
gung stellen, die nur deren Probleme sind. Wir ha- 
ben solche Probleme nicht zu lösen, weil sie uns 
nicht drücken. Die Entwicklungsländer können die- 
se Probleme nicht lösen, weil sie nicht das techno- 
logische und wissenschaftliche Potential haben, um 
die Probleme erfolgreich anzugehen. Hier gibt es 
eine Reihe von Verarbeitungsvorgängen — z. B. für 
Rohstoffe — , die eigentlich für die Entwicklungs- 
länder von Interesse wären, die aber aus den eben 
genannten Gründen von ihnen nicht entwickelt 
werden können. Hier wäre es Aufgabe der Indu- 
strieländer, gemeinsam mit den Entwicklungslän- 
dern situationskonforme intermediäre angepaßte 
Technologien für die speziellen Bedürfnisse der 
Entwicklungsländer zu entwickeln. 
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Ihre zweite Frage, Herr Abgeordneter! Ich kann 
nur den Wunsch ausdrücken, daß in unser aller In- 
teresse die Energiekonferenz im Jahre 1975 von Er- 
folg begleitet sein möge und daß es uns gelingt, die 
französische Republik davon zu überzeugen, daß es 
nützlich ist, mit uns gemeinsam ein solches Pro- 
gramm zu entwickeln. Ich glaube, wir sind auf gu- 
tem Wege. Wir werden, soweit ich das abschätzen 
kann, auch Erfolg haben. 

Richter (SPD) : Herr Präsident, mit Ihrer Erlaubnis 
möchte ich Herrn Minister Matthöfer drei Fragen 
vorlegen. 

Erstens. Wir befinden uns hier in einem europä- 
ischen Gremium. Im Raume steht immer wieder der 
Vorwurf, daß es zu viel nationalen Egoismus gibt. 
Ein Teil der Kollegen ist in besonderem Maße an 
der Lage der europäischen Luft- und Raumfahrtin- 
dustrie interessiert. Sie haben den Raumfahrtsektor 
sehr ausführlich angesprochen, Herr Minister. Mich 
würde einmal eine ungefähre Schätzung der gesam- 
ten Anstrengungen der Bundesrepublik Deutsch- 
land auf diesem Gebiet interessieren. Wieviel Pro- 
zent der Projekte, die wir in Deutschland betreiben, 
werden nach Ihrer Schätzung bilateral, multilatera] 
in Europa betrieben? Wieviel Prozent der Gesamt- 
summe unserer Haushaltsmittel für diese Aufgabe 
setzen wir noch für rein nationale Programme 
ein? 

Das Zweite! Bezüglich eines Punktes haben Sie in 
dieser Versammlung hier eine bittere Wahrheit 
aussprechen müssen. Ich .meine die Unfähigkeit der 
Regierungen, bezüglich der Spitze der ESA zu einer 
Personalentscheidung zu kommen. Ihre Formulie- 
rung lautete: „Ich hoffe, noch in diesem Jahre . . . 

Das ist natürlich weit schlimmer, als wir das be- 
fürchtet hatten. Es wird Kritiker geben, die auf 
Grund einer solchen Formulierung vielleicht sogar 
den Beweis führen wollen, daß eine eindeutige Mo- 
tivation für die europäische Raumfahrtagentur feh- 
le. Ich würde mich freuen, wenn Sie vielleicht 
zwei, drei Sätze über die Innovationen sagen könn- 
ten, die möglicherweise von deutscher Seite ausge- 
hen könnten. 

Die dritte Frage richtet sich an Sie nicht nur als 
Vertreter der Regierung, sondern gleichzeitig als 
gewachsenen und erfahrenen Parlamentarier. Ange- 
sichts einer solchen Entwicklung, wie sie die euro- 
päische Raumfahrtagentur hoffentlich nehmen wird 
— das ist ja unser gemeinsames Anliegen — , 
taucht das Problem der parlamentarischen Kontrol- 
le auf. Nach dem jetzigen Stand der Dinge ist für 
uns die Möglichkeit gegeben, auf der Basis der Be- 
richterstattung Anmerkungen zu machen. Wahr- 
scheinlich wird die ESA der WEU- Versammlung 
Jahresberichte vorlegen. Von einer echten Kontrol- 
le in einem so wichtigen Bereich kann man dabei 
kaum sprechen. Würden Sie bereit sein, Herr Mini- 
ster, bei zukünftigen Entwicklungen das Problem 
der parlamentarischen Kontrolle in Ihre Überlegun- 
gen einzubeziehen? 

Matthöfer (Bundesminister für Forschung und 
Technologie): Herr Abgeordneter, Ihre erste Frage 


lautete, wieviel Prozent unserer Raumfahrt mittel 
noch für nationale Programme ausgegeben werden. 
Die Bundesrepublik Deutschland hat auf dem 
Raumfahrtsektor keine nationalen Programme 
mehr. Die Bundesrepublik wird auch in Zukunft 
entweder bilaterale Projekte mit den Vereinigten 
Staaten durchführen — hier sehe ich allerdings im 
Moment keine sehr großen Möglichkeiten — oder 
aber europäische Programme, und sie wird sich 
schließlich auch an europäisch-amerikanischen Pro- 
jekten beteiligen, wie es — wenn ich das als vor- 
bildliches Beispiel anführen darf — beim SPACE- 
LAB-Projekt geschah. 

Das Problem der ESA-Spitze ist eine leidvolle 
Angelegenheit. Ich hoffe, daß ich noch in diesem 
Monat mit meinem französischen Kollegen Zusam- 
menkommen kann. Wir wollen dann gemeinsam 
mit den anderen ESA-Mitgliedern besprechen, wie 
wir das Problem lösen. Ich glaube, es ist dringend 
notwendig, daß das organisatorische Problem der 
Spitze der ESA gemeinsam — also mit den Englän- 
dern, den Franzosen und den anderen — gelöst 
wird. Wir brauchen diese Lösung wegen der Moti- 
vation der Mitarbeiter, aber auch, damit die neue 
Agentur nun wirklich auch formell gegründet wer- 
den kann. 

Zur parlamentarischen Kontrolle der ESA kann 
ich nur sagen, daß uns allen diese Aufgabe bekannt 
ist. Wir wissen auch, wie schwierig es sein wird, 
dort Institutionen für eine wirksame parlamentari- 
sche Kontrolle europäischer Aktivitäten zu bekom- 
men. Ich kann Ihnen nur versichern, daß mir als 
langjährigen Parlamentarier sehr viel daran liegt, 
zu irgendwelchen Lösungen zu kommen. Was ich 
auf meinem Fachgebiet dazu beitragen kann — es 
ist sehr wenig — will ich gern tun. 

Dr. Enders (SPD): Herr Minister, auf Grund Ihrer 
Ausführungen zu den Energiefragen möchte ich Sie 
noch um einige Erweiterungen bitten. Meine Frage 
betrifft den Reaktorschutz. In diesen Tagen fand in 
Bonn ein Hearing statt, bei dem es um den Schutz 
der Bevölkerung vor Strahlengefahren ging. Das ist 
nicht nur ein nationales Problem, sondern dieses 
Problem reicht über die nationalen Grenzen hin- 
aus. 

Meine Frage geht dahin: Wie ist die Zusammen- 
arbeit auf europäischer Ebene zum Schutze der Be- 
völkerung vor der Gefährdung durch Strahlen? 

An diese Frage zur Kernenergie darf ich noch 
eine Frage zur Nutzung der Sonnenenergie an- 
schließen. Meines Erachtens stehen wir ganz am 
Anfang der Nutzung dieser ungeheuren Kraftquelle. 
Man liest dann und wann davon, daß in einzelnen 
Ländern Anstrengungen unternommen werden, um 
diese Energiequelle zu nutzen. Das scheint aber 
mehr isoliert zu geschehen. Sehen Sie eine Mög- 
lichkeit darin, durch die Finanzierung von For- 
schungsprojekten zu einer besseren gemeinsamen 
europäischen Nutzung der Sonnenenergie zu kom- 
men? 

Matthöfer (Bundesminister für Forschung und 
Technologie) : Herr Abgeordneter, ich bin mit Ihnen 
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der Meinung, daß das Problem der Sicherung und 
der Sicherheit des Brennstoffkreislaufs ein allge- 
meines europäisches Problem ist. Ich kann Ihnen 
versichern, daß alle nationalen Regierungen und 
die Europäische Gemeinschaft sich der Bedeutung 
dieser Aufgabe bewußt sind und daß wir auf gutem 
Wege sind, hier europäische Lösungen zu finden. 

Gleichfalls bin ich mit Ihnen der Meinung, daß 
insbesondere für die Bundesrepublik Deutschland 
die Bedeutung der Sonnenenergie für unsere Brei- 
ten unterschätzt wird. Falls wir das Speicherpro- 
blem lösen können — die Wärme fällt ja im we- 
sentlichen zu einer Zeit an, zu der man sie nicht 
braucht; wir müssen sie speichern und in den Win- 
ter bringen können — , kann die Sonnenenergie ins- 
besondere für isoliert stehende Gebäude in der Tat 
einen wichtigen Beitrag zur Unabhängigkeit Euro- 
pas von außereuropäischen Energiequellen lei- 
sten. 

Der Abgeordnete Valleix fragt nach den realen 
Möglichkeiten für eine Europäisierung von Welt- 
raumprogrammen, 

Matthöfer (Bundesminister für Forschung und 
Technologie): Herr Abgeordneter, ich habe schon 
in meiner Rede darauf hingewiesen, daß auch deut- 
sche Anlagen wie etwa die Anlagen der Deutschen 
Versuchsanstalt für Luft- und Raumfahrt durch na- 
tionale Programme nicht voll ausgenutzt werden 
können. Hier haben wir es in der Tat mit einem 
Problem zu tun, das wir gemeinsam im Rahmen des 
Gesamtpaketes der Fragen lösen müssen, die mit 
ESA Zusammenhängen. 

Der Abgeordnete Abens fragt nach dem Stand 
der Arbeiten für die gemeinsame Kernenergieanla- 
ge der Benelux-Staaten und der Bundesrepublik 
Deutschland in Kalkar, 

Matthöfer (Bundesminister für Forschung und 
Technologie): Herr Abgeordneter, wir arbeiten auf 
zweifache Art und Weise zusammen. Einmal haben 
wir ein trilaterales Projekt Großbritannien, Nieder- 
lande und Bundesrepublik Deutschland bei der Ent- 
wicklung der Gasultrazentrifuge, bei dem wir — 
der Ort ist wohl an der Grenze gelegen — gemein- 
sam versuchen, ein Anreicherungsverfahren zu ent- 
wickeln, das etwa ein Zehntel der Energie des Dif- 
fusionsverfahrens benötigt, das für europäische 
Verhältnisse besonders geeignet ist und das uns 
von den amerikanischen Anreicherungsanlagen un- 
abhängig machen soll. 

Das andere Beispiel, das ich erwähnte, ist die Zu- 
sammenarbeit zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und den Beneluxstaaten bei der Ent- 
wicklung des schnellen natriumgekühlten Reaktors 
SNR 300 in Kalkar. Hier sind die Verträge unter- 
zeichnet, der Reaktor befindet sich im Bau, und ich 
glaube, wenn er 1979 kritisch werden wird, werden 
die Beneluxstaaten und die Bundesrepublik 
Deutschland einen gemeinsamen Erfolg vorweisen 
können. 


Der Abgeordnete van Ooijen fragt nach der Öf- 
fentlichen Diskussion in der Bundesrepublik 
Deutschland über den Bau von Kernkraftwerken, 

Matthöfer (Bundesminister für Forschung und 
Technologie): Herr Abgeordneter, ich glaube, wir 
holen jetzt in der Bundesrepublik Deutschland einen 
Prozeß nach, der sich in anderen Ländern schon 
vollzogen hat. Wir führen nämlich eine breite öf- 
fentliche Debatte über Nutzen und Gefahren der 
Kernenergie. Ich würde wünschen, daß diese Debat- 
te tief geht und weite Bevölkerungskreise erfaßt, 
damit die Öffentlichkeit sich darüber klar wird, 
warum wir Kernenergie benötigen und welche Rest- 
risiken trotz aller Bemühungen um Sicherheit uns 
verbleiben, und damit wir dann eine nationale Ent- 
scheidung darüber treffen können, wie wir weiter 
verfahren wollen, und zwar insbesondere auf dem 
sehr schwierigen Gebiet des besonderen Reaktor- 
typs des Schnellen Brüters, für den der SNR 300 in 
Kalkar die erste Stufe darstellt. Die Weiterentwick- 
lung, der sogenannte SNR 2, ist auch in der Bun- 
desrepublik noch nicht beschlossen. Wir werden 
mindestens bis zum Jahre 1980 warten, also ein 
Jahr Betriebserfahrung des SNR 300 abwarten, be- 
vor wir uns über Studien und Vorarbeiten hinaus 
dazu entscheiden, einen neuen, größeren Schnellen 
Brüter zu bauen. Wir hoffen dabei von den franzö- 
sischen Erfahrungen und den Erfahrungen in Groß- 
britannien auf diesem Gebiet zu profitieren und 
streben auch eine enge Zusammenarbeit mit Frank- 
reich und mit Großbritannien bei der Entwicklung 
der Schnellen Brüter an. 

Der Abgeordnete Montesquieu fragt unter Bezug 
auf die Lufthansa nach der Neigung in der Bundes- 
republik Deutschland, die europäische technologi- 
sche Entwicklung durch Ankäufe von Produkten 
europäischer Hersteller zu unterstützen. 

Matthöfer (Bundesminister für Forschung und 
Technologie): Herr Abgeordneter, ich glaube nicht, 
daß die Lufthansa bei ihren Beschaffungen europä- 
ische Produkte gar nicht in die Betrachtung einbe- 
zieht. Sie prüft sicher sehr sorgfältig das gesamte 
Angebot und entscheidet sich dann. 

Ich persönlich — ich weiß nicht, ob ich hier für 
die ganze Bundesregierung sprechen kann — be- 
daure es ein wenig, daß deutsche Unternehmen, 
auch wenn der Anteil der öffentlichen Hand am Ei- 
gentum sehr hoch sein sollte, eine sehr selbständi- 
ge Beschaffungspolitik nach ihren eigenen Kriterien 
betreiben können. Das ist bei uns wohl anders als 
in Frankreich, und es ist sehr schwierig, einem 
Franzosen klarzumachen, daß da bei uns andere 
Überlegungen überwiegen. Das gilt, Herr Abgeord- 
neter, nicht nur auf dem Gebiet der Beschaffung 
von Flugzeugen, sondern auch auf dem Gebiet der 
elektronischen Datenverarbeitung und anderen von 
mir geförderten Gebieten. 

Ich teile mit Ihnen eine gewisse Beunruhigung 
angesichts der Tatsache, daß wir einerseits als öf- 
fentliche Hand große Mittel für die Entwicklung in 
diesen Bereichen ausgeben und andererseits unsere 
Unternehmen diese Faktoren vielleicht nicht ganz 
in ihr Beschaffungskalkül einbeziehen. 
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Donnerstag, 5 . Dezember 1974 

Tagesordnungspunkt: 

Stand der europäischen Luftfahrt 

(Drucksache 658) 

Berichterstatter: Abgeordneter Warren 

Richter, (SPD): Herr Präsident! Meine lieben Kol- 
legen! Mir kommt heute morgen eine sehr undank- 
bare Aufgabe zu. Es ist nicht einfach, auf die groß- 
artige Berichterstattung eines Bundesministers zu 
Anliegen, die uns alle bewegen, und gleichzeitig 
auf die gute Präsentation des Berichtes des Kolle- 
gen Kenneth Warren einzugehen und damit auch 
noch die Stimmung zu erzeugen, die wir gestern 
abend hier im Raume hatten. Sie, Herr Präsident, 
hatten mit Recht darauf hingewiesen, daß die Dis- 
kussion über dieses Thema möglicherweise der 
Mittelpunkt dieser WEU-Tagung sein könnte. 

Ich möchte mich bei Kenneth Warren für diesen 
Bericht bedanken. Er ist damit in die Fußstapfen 
eminenter Vorgänger getreten. Ich denke daran, 
daß Berichterstatter, die diesen gleichen Bericht 
vor Jahren erstatteten, heute Regierungsverantwor- 
tung tragen. Wenn ich nur einen erwähnen darf: 
Karl Wilhelm Berkhan, der zur Zeit Parlamentari- 
scher Staatssekretär im Bundesministerium der 
Verteidigung ist. Er war einer jener Vorgänger von 
Kenneth Warren als Berichterstatter. Er ist heute 
mit dem Problem befaßt, welche Waffensysteme in 
den deutschen Streitkräften eingeführt werden. 

Die Marktuntersuchung, die unser Berichterstat- 
ter vorgenommen hat, hat — wie er es sieht und 
wie auch ich es sehe — sehr viele negative Vorzei- 
chen zutage gefördert. Dabei ist es wichtig, daß wir 
uns einmal die Markterfordernisse ansehen. Ich 
darf von der Situation ausgehen, die ich sehr genau 
kenne, weil ich über Jahre hinweg im Verteidi- 
gungsausschuß des Deutschen Bundestages Bericht- 
erstatter für die Luftfahrtindustrie war. Ich möchte 
diese Markterfordernisse einmal an einem Beispiel 
aus der Bundesrepublik Deutschland veranschauli- 
chen. 

Die Grundausstattung der deutschen Luftwaffe 
bestand, wie allgemein bekannt ist, aus amerikani- 
schen Systemen. Auch die Lückenfüllung, die durch 
die neue Definition des Auftrages für die F 104- Ver- 
bände notwendig war — nämlich das Heer im Erd- 
kampf besser zu unterstützen — , ist noch aus ame- 
rikanischen Serien erfolgt. Die Ablösung, die wir 
vorsehen, wird ganz durch europäische Systeme er- 
folgen. Die entsprechenden Positionen im Budget 
der Bundesrepublik Deutschland für 1975 sind so zu 
bewerten, daß MRCA und Alpha-Jet als abgesichert 
anzusehen sind. 

Darin zeigt sich für mich aber auch etwas, was in 
nahezu allen anderen Streitkräften — möglicher- 


weise in ähnlicher Form auch im zivilen Bereich — 
genauso ist. Ich meine hiermit die Suche nach der 
Lücke. Man muß sich einmal vor Augen führen, in 
welchem Umfange MRCA und Alpha-Jet als neue 
Waffensysteme den Haushalt der Bundesrepublik 
Deutschland belasten. Daneben muß man die Ko- 
sten berücksichtigen, die sich aus der Führung der 
bestehenden Waffensysteme ergeben. Dabei haben 
wir gleichzeitig im Bereich der Hubschrauber eine 
relativ gesunde Situation aufzuweisen. Daraus er- 
gibt sich nun, daß der gesamte Druck der Industri- 
en sich auf die jeweilige Lücke richtet, die sich ab- 
zeichnet und die nur sehr klein sein kann. Ein Bei- 
spiel dafür erleben wir in Deutschland zur Zeit bei 
der Frage der Nachfolge für die Alouette. So rich- 
tet sich auf Grund der haushaltsmäßigen Gegeben- 
heiten überall in Europa der Wettbewerb auf eine 
sehr schmale Lücke. 

Bei dieser Problematik müßte man bei einer Un- 
tersuchung des Marktes auch die Frage prüfen, wie 
stark die Sättigung ist. Wir müssen uns fragen, in 
welcher Form wir langfristig in der Lage sind, die 
europäischen Luftfahrtindustrien mit Programmen 
auszulasten. Wir haben das in Deutschland ver- 
sucht, indem wir die Bundesregierung schon vor 
Jahren verpflichtet haben, jährlich dem Deutschen 
Bundestag einen Bericht über die Lage der deut- 
schen Luftfahrtindustrie vorzulegen. Dabei soll be- 
sonders der Aspekt der langfristigen Auslastung 
der Industrie beachtet werden. 

In Zusammenhang mit der Frage der Sättigung 
des Marktes steht auch das Problem der Größe der 
Luftfahrtindustrien. Wir in unserem Lande waren 
sehr rigoros. Wir haben die Industrie vor einer zu 
optimistischen Einschätzung des Marktes gewarnt, 
und wir haben nichts getan, was zu einer Auswei- 
tung der Kapazitäten hätte beitragen können. Ich 
kenne in etwa die Größenordnungen der Industrien 
in Europa. Bisweilen habe ich die Sorge, ob es in 
Europa gelingt, Industrien in dieser Größenordnung 
über Jahre oder Jahrzehnte hinweg voll auszula- 
sten. 

Wenn ich an das Problem der Überkapazitäten 
denke, dann könnte ich vielleicht in vorsichtiger 
Form einen Vorwurf in den Raum stellen, dem sich 
Politiker zu irgendeinem Zeitpunkt ausgesetzt se- 
hen könnten. Ich meine den Vorwurf, wir könnten 
eine Entwicklung unterstützen, die zu Lasten der 
europäischen Steuerzahler geht, eine Entwicklung, 
bei der der Steuerzahler am Ende der große Verlie- 
rer wird. 

Der Herr Berichterstatter ist auch auf das Ver- 
hältnis der europäischen Luftfahrtindustrie zur 
amerikanischen Luftfahrtindustrie eingegangen. Ich 
bin Kenneth Warren sehr dankbar, daß er hierbei 
den Eindruck vermieden hat, der aufkommen könn- 
te, wir bemühten uns hier durch diese Versamm- 
lung einem gewissen Protektionismus Raum zu ge- 
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ben. Was der Berichterstatter mit seinem Bericht 
fordert, ist nur Chancengleichheit. Ich glaube, daß 
das sehr berechtigt ist und daß das auch unsere 
amerikanischen Partner verstehen. Sie suchen ja 
auch ihre Märkte und kämpfen um diese. Diese 
Chancengleichheit für europäische Produkte auf 
dem amerikanischen Markt ist in der Tat erforder- 
lich. 

Wenn ich aus der Sicht eines deutschen Parla- 
mentariers die europäische Einstellung zu um- 
schreiben hätte, dann würde ich das mit den Wor- 
ten des Bundesverteidigungsministers Georg Leber 
tun, der kürzlich erklärt hat, daß er bereit sei, sich 
selbst dann noch für eine europäische Lösung zu 
entscheiden, wenn die Effizienz des gewünschten 
Systems unter der eines außereuropäischen Sy- 
stems bleiben würde. Er hat sogar eine Zahl ge- 
nannt, indem er sagte; 10 Prozent weniger lei- 
stungsfähig beim Kaufmann an der Ecke gekauft, 
ist für mich immer noch besser, als einen außereu- 
ropäischen Markt suchen zu müssen. 

Bei einem Vergleich der deutschen Situation mit 
der des Vereinigten Königreiches oder auch Frank- 
reichs würde ich folgendes sagen. Die jetzige Sy- 
stemgeneration im Bereich der Luftfahrtindustrie ist 
europäisch. Dabei liegt für uns ein Handikap vor. 
Ich meine die von allen NATO-Parlamentariern 
und von allen Kollegen hier sehr gewünschte Prä- 
senz der US-Streitkräfte in der Bundesrepublik 
Deutschland. Damit möchte ich auch gleich den De- 
visenausgleich ansprechen, den wir zu erbringen 
haben. Die Bundesregierung hat natürlich über Jah- 
re hinweg die Sorge, in welcher Form die beiden 
Konten auslaufen, die wir beim US-Treasury-Amt 
zu speisen haben. 

Dabei muß man dann sicher anerkennen und be- 
rücksichtigen, daß wir zusammen mit dem Verei- 
nigten Königreich von Großbritannien und mit Ita- 
lien mit der MRCA eine europäische Lösung ge- 
sucht haben. Ich möchte dabei auch meiner Freude 
darüber Ausdruck geben, daß es möglich war, mit 
Frankreich und Dornier zusammen mit dem Alpha- 
Jet ein europäisches Programm zu sichern. Wenn 
ich das alles zusammennehme, dann meine ich, daß 
wir mit dem Ergebnis sehr zufrieden sein können. 

Meine letzten Anmerkungen gelten der Arbeit 
dieses Ausschusses. Unser Berichterstatter hat das 
Interesse der europäischen Luftfahrtindustrien an 
der Aktivität der WEU betont. Dafür verdient er 
noch ein besonderes Lob. Ich kenne kein politi- 
sches Gremium, das von der europäischen Luftfahrt- 
industrie so beachtet wird wie die WEU. Ich be- 
richte sehr gern, daß ich in Gesprächen immer wie- 
der höre, welchen nachhaltigen Eindruck unser 
Symposium im vergangenen Jahr hier in Paris auf 
die Industrie ausgeübt hat. Ich hoffe, daß uns die 
europäische Industrie weiter als das Gremium und 
die Ebene ansieht, von der aus es möglich ist, ihre 
Anliegen weiter zu fördern. Ich hoffe, daß wir in 
absehbarer Zeit das Gespräch fortsetzen können, 
das wir mit der europäischen Industrie aufgenom- 
men haben, um Doppelarbeit zu vermeiden. 


Tagesordnungspunkt : 

Stand des Europäischen Kernenergie 
Programms — Sicherheitsfragen 

(Drucksache 655) 

Berichterstatter: Abgeordneter Small 


Tagesordnungspunkt: 

Ansprache des Parlamentarischen Unterstaats- 
sekretärs im britischen Außenministerium, 
Lord Goronwy-Roberts 


Tagesordnungspunkt; 

Ansprache des belgischen Ministers für aus- 
wärtige Angelegenheiten und wirtschaftliche 
Zusammenarbeit, Van Elslande 

Sieglerschmidt (SPD): Herr Präsident! Herr Mini- 
ster, ich habe mit ganz besonderem Interesse das 
gehört, was Sie uns insbesondere über die Proble- 
me einer gemeinsamen europäischen Verteidigungs- 
politik und in Verbindung damit zur WEU und zur 
Eurogroup gesagt haben. Wir haben, Herr Minister, 
am vergangenen Dienstagvormittag diesen Fragen- 
komplex in sehr breiter Form diskutiert. Ich weiß 
nicht, ob Sie über diese Debatte informiert worden 
sind. Das, was Sie gesagt haben, hätte fast ein Nach- 
wort zu dieser unserer Debatte sein können. 

Wenn Sie, Herr Minister, dieser Debatte gefolgt 
wären, dann hätten Sie bemerkt, daß es hier in die- 
sem Saale viele gibt, die in großer Sorge darüber 
sind, daß eine gemeinsame europäische Verteidi- 
gungspolitik, die zwar als ein Pfeiler der atlanti- 
schen Allianz konzipiert ist, dennoch eine gewisse 
Zentrifugalkraft entwickeln könnte, die aus der Al- 
lianz hinausführt. Ich gehöre nicht zu denen — das 
habe ich schon am Dienstagvormittag hier gesagt 
— , die diese Meinung vertreten. Ich bin vielmehr 
der Auffassung, daß es möglich sein müßte, diese 
zwei Pfeiler in der Allianz zu schaffen, von denen 
Kennedy gesprochen hat. 

Meine Frage im Blick auf das, was Sie gesagt ha- 
ben, geht nun dahin: Welche Möglichkeiten sehen 
Sie, unter Einschaltung der Westeuropäischen 
Union diese Sorgen, dieses Mißtrauen, von denen 
ich gesprochen habe, zu entkräften und gleichwohl 
diesen europäischen Pfeiler der gemeinsamen west- 
lichen Verteidigung besser zu organisieren? Insbe- 
sondere möchte ich fragen, welche Möglichkeiten 
Sie sehen, um das zu verwirklichen und zu konkre- 
tisieren, was ich mit einem bekannten Ausdruck 
der deutschen Politik als ein „geregeltes Nebenein- 
ander" von WEU und Eurogroup bezeichnen 
möchte. Auch Sie haben ja davon gesprochen. Mei- 
nen Sie, daß die Lösung etwa in der Richtung eines 
ständigen Informationsaustausches oder einer Kom- 
petenzabgrenzung zwischen beiden Gremien auf 
dem Gebiet der Standardisierung der Rüstungen 
und ähnlichem gefunden werden könnte? 
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Dr. Klepsch (CDU/CSU) : Herr Minister, Sie haben 
eine sehr bemerkenswerte Rede gehalten, für die 
ich Ihnen herzlich danken möchte. Es gibt ja in der 
jüngsten Zeit eine Fülle von Aussagen — die be- 
kannteste ist vielleicht die von General Steinhoff 
— - über die ungeheure Verschwendung von Mitteln 
infolge der vielfach nebeneinanderherlaufenden 
Produktion von Rüstungsgütern, und es gibt überall 
Diskussionen darüber, wie man dem steuern könn- 
te. 

Sie haben heute den Vorschlag gemacht — er 
müßte, glaube ich, für dieses Gremium besonders 
einleuchtend sein — , die Institution Westeuropä- 
ische Union, deren sämtliche Glieder ja gleichzeitig 
der Europäischen Gemeinschaft angehören, zu be- 
nutzen, um zu einer Kooperation, zu einer Harmo- 
nisierung, zu einer Rationalisierung und damit viel- 
leicht auch zu einer Standardisierung der Rüstungs- 
produktion beizutragen. Diesen Ansatzpunkt sollte 
man ernst nehmen. Denn alle Diskussionen, die wir 
darüber bisher geführt haben, sind immer wieder 
an den Eigeninteressen der nationalen Wirtschaften 
gescheitert. Es ist müßig, über Standardisierung und 
Rationalisierung zu sprechen, solange man nicht zu 
einer Harmonisierung der Interessen der Rüstungs- 
wirtschaften der beteiligten Länder kommt. Solange 
bei der Europäischen Gemeinschaft ein entspre- 
chender Schritt vorwärts nicht möglich ist, hat, 
meine ich, Ihr Vorschlag, die Westeuropäische 
Union dazu zu benutzen, in der Tat viel für sich. 

Nun hätte ich gern gewußt, inwieweit Sie diesen 
Gedanken schon etwas verfeinert haben. Wir haben 
ja theoretisch durchaus den Ansatzpunkt auch in 
Institutionen dieser Einrichtung Westeuropäische 
Union. Sind Sie der Ansicht, daß man die vorhan- 
denen Institutionen — darf ich den Ausdruck ver- 
wenden — beleben sollte, oder meinen Sie, daß 
man zusätzliche Maßnahmen zu treffen hätte? In je- 
dem Falle bin ich mir darüber klar, daß man sich, 
wenn es zu einer Verdichtung dieses Gedankens 
kommt, natürlich noch eingehend mit den USA und 
Kanada über die Kooperation wird unterhalten 
müssen. Aber ich glaube. Sie haben hier in der Tat 
einen konkreten Gedanken unterbreitet, der uns die 
Chance für einen Ansatzpunkt bietet. Bisher haben 
wir in der internationalen Diskussion keinen sol- 
chen. 


Tagesordnungspunkt: 

Ansprache des niederländischen Verteidigungs- 
ministers H. Vredeling 


Tagesordnungspunkt : 

Rationale Dislozierung an der Zentralfront 

(Drucksache 654) 

Berichterstatter: Abgeordneter Dankert 


Tagesordnungspunkt: 

Die Dienstbedingungen bei den Streitkräften 

(Drucksache 650) 

Berichterstatter: Abgeordneter Dr. Klepsch 

Dr. Klepsch (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
verehrten Kolleginnen und Kollegen! Ich bedanke 
mich sehr, daß es mir möglich ist. Ihnen heute die- 
sen Bericht vorzulegen. Es ist überschrieben: „ Die 
Dienstbedingungen bei den Streitkräften'L Es wurde 
aber ein zusätzlicher Auftrag gegeben, nämlich der, 
den Status und die Funktion von Frauen in den 
Streitkräften mit zu untersuchen. Wir haben ver- 
sucht, diesem Wunsche im zweiten Teil des Berich- 
tes Rechnung zu tragen. 

Ich möchte damit beginnen, daß ich mich zu- 
nächst sehr herzlich bei all denen bedanke, die das 
Experiment dieses Berichts unterstützt haben. Wir 
haben heute morgen Herrn Minister Vredeling ge- 
hört. Er ist dankenswerterweise ebenso wie zwölf 
andere Regierungen unserem Wunsche gefolgt — 
alle, an die wir uns gewandt haben, sind unserem 
Wunsche gefolgt — und hat unseren Fragebogen 
mit rund 200 Fragen beantwortet. Dabei ist beson- 
ders hervorzuheben, daß wir nicht nur von den Re- 
gierungen Antworten erhielten, die der Westeuro- 
päischen Union angehören, sondern auch von den 
Regierungen, die wir wegen der demokratischen 
Struktur ihrer Länder in der NATO außerhalb der 
EWG und außerhalb der Westeuropäischen Union 
befragten, und von denen, die wie Irland, in der Eu- 
ropäischen Gemeinschaft sind, aber weder der 
NATO noch der Westeuropäischen Union angehö- 
ren. Alle diese Länder haben unseren Fragebogen 
in einer Weise beantwortet, die es uns ermöglicht 
hat, eine Auswertung vorzunehmen, die uns über- 
haupt nur in den Stand setzen konnte. Ihnen diesen 
Bericht zu geben. 

Ich möchte nicht versäumen, Herrn Kitching mei- 
nen besonderen Dank auszusprechen. Er hat die 
Analyse dieses Berichts vorgenommen. Mein Dank 
gilt auch seiner verehrten Frau Gemahlin, die ihn 
dabei unterstützt hat. Ich möchte — ich weiß, daß 
es etwas ungewöhnlich ist — auch Herrn Whyte, 
dem Sekretär des Verteidigungsausschusses, sehr 
herzlich für seinen Anteil danken. Ich möchte hin- 
zufügen, daß es mir möglich gewesen ist, über die 
im Bericht angegebenen Stellen und Personen hin- 
aus eine Reihe weiterer Interviews zu führen. Ich 
möchte besonders herzlich dem Herrn kanadischen 
Verteidigungsminister Richardson, seinem beige- 
ordneten stellvertretenden Minister Krikwood, der 
für die politischen Fragen zuständig ist, und Herrn 
General Milroy, der für die Personalfragen zustän- 
dig ist, sowie Herrn General Roumanow, dem zu- 
ständigen Abteilungsleiter für Organisation und 
Planung, und den Abteilungsleitern und Stabsoffi- 
zieren des kanadischen Verteidigungsministeriums 
für die zusätzlichen Informationen danken. 

Ich freue mich auch, daß es möglich war, mit 
dem italienischen Verteidigungsminister Andreotti 
und dem deutschen Minister für Verteidigung, 
Herrn Leber, sowie dem Generalinspekteur der 
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Bundeswehr, Herrn Admiral Zimmermann, über ei- 
nige Aspekte dieses Berichtes besonders zu spre- 
chen. Das hat mich in den Stand gesetzt, Ihnen die- 
sen Bericht vorzulegen. Ich möchte ausdrücklich 
sagen, daß ich mir bewußt bin, daß der eine oder 
andere Ubertragungs- oder Rechenfehler in diesem 
Bericht enthalten sein mag. Dessenungeachtet ha* 
ben wir aber hier zum erstenmal eine vergleichen- 
de Übersicht über die Dienstbedingungen in den 
Streitkräften von dreizehn Ländern, die uns nicht 
nur als eine Art Schautafel zur Verfügung steht, 
sondern die uns einen tiefen Einblick in die Sozial- 
strukturen und in die Möglichkeiten der weiteren 
Entwicklung der Verteidigungsanstrengungen die- 
ser Länder bietet. 

Ich möchte in meinen einleitenden Ausführungen 
nichts von dem wiederholen, was ich in meinem 
begleitenden Bericht bereits vorgetragen habe. Ich 
darf mich demgemäß zuvörderst auf zwei Hinweise 
beschränken. Einmal ist, wie ich glaube, in diesem 
Kreise unbestritten, daß die Glaubwürdigkeit der 
Verteidigungsanstrengungen die Notwendigkeit 
beinhaltet, sicherzustellen, daß wir, nachdem wir in 
Westeuropa nach dem zweiten Weltkrieg 30 Jahre 
Frieden gehabt haben, diesen Frieden auch für die 
Zukunft sichern. Zum anderen ist es, glaube ich, 
bei einem solchen Bericht am Platze, den Männern 
und Frauen zu danken, die unter mancherlei, auch 
persönlichen Opfern den Dienst in den Streitkräften 
leisten. 

Meine Damen und Herren, ich will dem, was ich 
schon schriftlich niedergelegt habe, nichts hinzufü- 
gen, sondern will einige darüber hinausgreifende 
Gedanken vortragen, die es meines Erachtens wert 
sind, bei zukünftigen Überlegungen in den Blick 
genommen zu werden. Ich möchte mich zunächst 
mit dem Zusammenhang zwischen dem Verteidi- 
gungsbudget jedes einzelnen Landes und der 
Wehrpflicht bzw. dem Freiwilligenheer auseinan- 
dersetzen. Sie wissen alle, daß eine Reihe der be- 
fragten Länder an Stelle von Wehrpflichtigenarmeen, 
die mit Berufssoldaten gemischt sind, Freiwilligen- 
heere haben. Es war mir besonders interessant, den 
Zusammenhang, dem ich in der Überschrift zu 
dieser meiner Bemerkung nachgehe, zu untersu- 
chen. 

In diesem Zusammenhang ist die These festzuhal- 
ten, daß es gesamtwirtschaftlich möglich sein mag, 
daß ein Freiwilligenheer billiger ist als eine Wehr- 
pflichtigenarmee. Besonders das Institut für strate- 
gische Studien in London hat gerade über diese 
Frage sehr sorgfältige Untersuchungen angestellt. 
Wir sind aber ein politisches Gremium und sehen 
die Dinge politisch-realistisch. Wir wissen, daß die 
Frage der Bewilligung von Budgets eine Frage ist, 
die gesamtwirtschaftliche Betrachtungsweise eine 
andere. 

Ich möchte als Ergebnis der Untersuchung, die 
wir angesteilt haben, mit allem Freimut sagen: Ich 
vermag diese These nicht bis auf den letzten Punkt 
zu überprüfen, aber selbst unterstellt, es träfe zu, 
daß eine Freiwilligenarmee die Volkswirtschaft ei- 
nes Landes weniger kostet als eine Armee aus Be- 
rufssoldaten und Wehrpflichtigen, so hat sich docn 


ergeben, daß dieses Prinzip budgetär nicht reali- 
sierbar ist. In allen Ländern, die sich mit dem Auf- 
bau einer Armee aus Berufssoldaten und nur Frei- 
willigen beschäftigen, stellt sich die Frage der Fi- 
nanzierung der Personalkosten in einer ganz ande- 
ren Weise als in den Ländern, die eine gemischte 
Form der Armee aus Wehrpflichtigen und Freiwilli- 
gen haben. Ich nehme als Beispiel Kanada, das ich 
besonders gut kennenlernen konnte. Dort haben wir 
heute einen Personalkostenanteil von 67 Vo, obwohl 
die Armee im Jahre 1964 von 120 000 auf 80 000 
Mann reduziert wurde, um die Personallasten zu 
senken. Das Personalbudget beträgt bereits 67 ®/o 
des Gesamtbudgets und zeigt die Tendenz, Anfang 
der 80er Jahre auf 72 und mehr Prozent Anteil zu 
steigen. Dies bedeutet nicht mehr und nicht weni- 
ger, als daß kaum Mittel für die Erneuerung der 
Ausrüstung der Armee zur Verfügung stehen. In 
Kanada stellt sich heute in der politischen Diskus- 
sion die Frage einer weiteren Reduzierung der Per- 
sonalstärke der Streitkräfte. Es wird sicher interes- 
sant sein — der Berichterstatter konnte dies nicht 
tun — , die Erfahrungen der Vereinigten Staaten 
von Amerika im Zusammenhang mit der Einfüh- 
rung der Freiwilligenarmee zu untersuchen. Das 
wird in ein oder zwei Jahren sinnvoll sein, wenn 
die entsprechenden Erfahrungen vorliegen. 

Man kann heute schon sagen, daß die budgetären 
Belastungen durch Einführung der Freiwilligenar- 
mee erheblich sind und daß sich die Frage der Dek- 
kung des Personalbedarfs der Streitkräfte neben dem 
budgetären Problem stellt. So haben etwa die Kana- 
dier das Problem zu bewältigen, daß jedes Jahr 
nicht weniger als 10 ^/o der Gesamtzahl der Streit- 
kräfte neu geworben werden müssen und auf der 
anderen Seite ausscheiden. Das ist natürlich eine 
Frage von erheblicher Bedeutung, wenn man sich 
überlegt, daß die Zeiten der Rezession wieder ein- 
mal vorbei sein könnten. Man muß insbesondere 
sehen, daß sich, wenn zahlenmäßige Mindestanfor- 
derungen in einer bestimmten Größenordnung ge- 
geben sind, die Frage stellt, ob dies für viele Län- 
der anders als durch die Einführung der Wehr- 
pflicht zu lösen ist. 

Ich glaube, was die Personalkosten angeht, kann 
man einen Satz als Ergebnis unserer Untersuchun- 
gen festhalten: Zahlenmäßig kleinere Armeen sind 
keineswegs billiger, und die Erneuerung ihrer Aus- 
rüstung wird immer schwerer finanzierbar. Ich sage 
das mit solchem Ernst, weil ich weiß, unter wel- 
chem Druck all jene Länder stehen, die die Wehr- 
pflicht eingeführt haben, vor allen Dingen unter 
welchem Druck sie stehen, für die Wehrpflicht eine 
ausreichende Zeit festzusetzen. In unserem Bericht 
haben wir gesagt, daß 15 Monate in der Regel wohl 
die untere Grenze sind, die man ansetzen kann, um 
den Beitrag der Wehrpflichtigen als voll effizient in 
die Verteidigungsanstrengungen einbeziehen zu 
können. Ich sagte: in der Regel, denn ich habe Sie 
in meinem begleitenden Memorandum auf eine Ta- 
belle hingewiesen, die mir besonders interessant zu 
sein scheint. Man muß den Zusammenhang zwi- 
schen dem Anteil jener Mitglieder der Streitkräfte 
untersuchen, die Wehrpflichtige sind, und der Ge- 
samtzahl der Angehörigen der Streitkräfte und der 
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Dauer ihrer Dienstzeit. Wenn ich eine Armee habe, 
die in einer bestimmten Teilstreitkraft 80 Vo der 
Dienstposten mit Wehrpflichtigen besetzt hält, 
scheinen mir 15 Monate für diese Armee die untere 
Dienstzeitgrenze zu sein. Denn wie soll man sonst 
die Leute zu effizientem Handeln ausbilden? Wenn 
ich natürlich nur 20 ®/o oder 25 Vo Anteil Wehr- 
pflichtige habe, scheint es mir möglich zu sein, 
eventuell mit einer geringeren Zahl von Ausbil- 
dungsmonaten auszukommen, weil man diese An- 
gehörigen der Streitkräfte dann nur auf Positionen 
einsetzt, in denen sie einen entsprechenden Dienst 
tun. 

Und so bitte ich gerade diese Tabelle mit beson- 
derer Aufmerksamkeit anzusehen ; denn sie vermit- 
telt uns den Zusammenhang zwischen Dauer der 
Ausbildung, Effizienz der Einsatzfähigkeit der Be- 
treffenden und dem Anteil, den eine Gesamtarmee 
von Wehrpflichtigen tragen kann. 

Natürlich gehört zur Wehrpflicht eine Reihe von 
Aspekten, die wir im Zusammenhang mit diesem 
Bericht nicht besonders untersucht haben. Ich den- 
ke etwa an die Frage der Aufrechterhaltung der 
Verteidigungsbereitschaft der zur Gemeinschaft ge- 
hörenden Länder. Hier mag die Wehrpflicht eine 
große Rolle spielen. 

Auf der anderen Seite müssen wir uns überlegen, 
welche Attraktionen erforderlich sind, damit eine 
Freiwilligenarmee mit dem notwendigen Kontin- 
gent von zusätzlichen Dienstleistenden angefüllt 
werden kann. Für ein Land wie Kanada ist das Pro- 
blem dadurch gelöst, daß die Freiwilligen in die 
Armee gehen, um dort einen Beruf zu erlernen und 
dann später mit dem erlernten Beruf wieder aus der 
Armee auszuscheiden. Das ist für einen Teil der eu- 
ropäischen Länder uninteressant, weil sie bereits 
ein voll funktionierendes System der Berufsausbil- 
dung haben. Auch Kanada ist auf dem Wege dazu, 
und in Zukunft wird es für die kanadische Freiwil- 
ligenwerbung ein zusätzliches Problem sein, wenn 
diese Hauptmotivierung zurücktritt. 

Als Ergebnis unserer Feststellungen möchte ich 
ausdrücklich hervorheben, daß ein enger Zusam- 
menhang zwischen Wehrpflichtigenarmee und bud- 
getären Problemen besteht. Dies kann man, glaube 
ich, in der Zukunft in einer Vielzahl der Länder 
nicht außer acht lassen. 

Ein zweiter Hauptkomplex unserer Betrachtungen 
war uns durch eine Entscheidung der Versammlung 
vorgegeben. Wir sollten uns nämlich mit der Rolle 
der Frauen in den Streitkräften beschäftigen. Nach 
30 Jahren Frieden finden natürlich die Emanzipati- 
onsbestrebungen des weiblichen Teils unserer Ge- 
sellschaft auch im Bereich der Streitkräfte ihren 
Niederschlag. Dies gilt namentlich in einer Zeit, in 
der die Sicherheit des gut bezahlten Arbeitsplatzes 
angesichts der Rezession in unserer Wirtschaft von 
besonderer Bedeutung ist. Die Frage der Beschäfti- 
gung von Frauen in den Streitkräften wird eigent- 
lich in fast allen unseren Ländern diskutiert, ganz 
gleich, ob diese Länder bisher Frauen in den Streit- 
kräften haben oder nicht. 

Die stärksten Fortschritte hat die Emanzipations- 
bewegung wiederum in Kanada gemacht. Dort ist 


es den Frauen gelungen, zu erreichen, daß die poli- 
tische Führung die Besetzung von 10 bis 14% der 
Positionen in den Streitkräften mit Frauen ins Auge 
faßt. Das bedeutet gegenüber dem bisherigen Zu- 
stand einen erheblichen Sprung nach vorn. Der Be- 
richterstatter neigt dazu, die Erkenntnis der briti- 
schen Armee für richtig zu halten, daß 5 bis 7 Vo 
Frauen in der Armee zu „verkraften" sind und den 
Ablauf der Dienste durchaus fördern können. 

Man muß in Rechnung stellen, daß es je nach- 
dem, ob es sich um ein Berufsheer oder um ein 
Wehrpflichtigenheer handelt, einen unterschiedli- 
chen Druck gibt. Im Falle des Berufsheeres richtet 
sich dieser Druck im Zuge der Emanzipationsbewe- 
gung auf den besseren Arbeitsplatz und die besse- 
ren Aufstiegsmöglichkeiten, und im Falle des 
Wehrpflichtigenheeres wird von den Männern die 
Frage der Gleichbehandlung von Männern und 
Frauen gestellt. 

In einem Punkt stimmen alle Armeen überein: 
Frauen dürfen nicht auf Gefechtsposten dienen, 
also nicht in den Kampfeinheiten. Hinzu kommt, 
daß Frauen in den meisten Armeen auf isolierten 
Positionen, auf Einzelpositionen sowie im Dienst 
auf See nicht eingesetzt werden dürfen. Daraus er- 
gibt sich eine Begrenzung der Einsatzfähigkeit des 
weiblichen Personals der Armeen. 

Nun kennen wir alle das Problem des Umlaufs 
der Verwendung von Offizieren und Unteroffizieren 
in einer Armee. Wenn ein bestimmter Teil der Ar- 
mee auf bestimmten Positionen nicht verwandt 
werden kann, erhöhen sich für einen anderen Teil 
der Armee die Schwierigkeiten, die Beförderungs- 
stufen so schnell wie bisher durchlaufen zu kön- 
nen. Das ist ein spezielles Problem, auf das ich Sie 
hinweisen möchte. Es spielt in den Armeen, die ei- 
nen hohen Anteil von weiblichem Personal haben, 
eine Rolle. 

Dessenungeachtet — das habe ich im Bericht 
auch dargelegt — geht die Tendenz unserer Zeit 
dahin, den Anteil des weiblichen Personals in den 
Streitkräften zu erhöhen, und die Verwendung von 
Frauen hat sich auf einer Fülle von Positionen als 
durchaus positiv erwiesen. 

Meine Damen und Herren, nicht beschäftigt ha- 
ben wir uns mit dem Anteil von nichtuniformierten 
Dienstleistenden, Beamten, Angestellten und Arbei- 
tern an dem Personal der Streitkräfte sowie mit 
der Steigerung dieses Anteils, obwohl gerade diese 
Frage — das ist uns im Verlaufe der Untersuchun- 
gen für diesen Bericht deutlich geworden — von 
erheblicher Bedeutung ist. Denn in nicht wenigen 
der Länder, mit denen wir uns beschäftigt haben, 
ist eine Tendenz in Richtung auf eine Reduzierung 
der Zahl der Uniformträger und eine Erhöhung der 
Zahl der nichtuniformierten besoldeten Bediensteten 
der Streitkräfte zu verzeichnen. Diese Tendenz 
kann man im allgemeinen auch überall dort fest- 
stellen, wo das Personal der Streitkräfte reduziert 
wird. Dort, wo das Personal reduziert wird — und 
ich habe einige Beispiele vor Augen — , erfolgt die 
Reduzierung in der Regel auf der Grundlage der 
Reduzierung der sogenannten Kampfverbände, also 
der aktivsten und herausragendsten Teile der 
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Streitkräfte. Diese Erscheinung wird oft unter ei- 
nem Mantel von Worten verhüllt, daß man die 
Kommandostäbe und Verbindungslinien „auskäm- 
men" müsse. Aber das Ergebnis ist bei allen Redu- 
zierungen in der Regel, daß die sogenannten 
Kampfverbände, auf die es eigentlich ankommt, da- 
mit die Verteidigungsfähigkeit und die Abschrek- 
kung aufrechterhalten werden, reduziert werden, 
während das umfangreiche Personal der Verbin- 
dungslinien, der Unterstützungseinheiten, der Stäbe 
zwar umgeschichtet und umdisponiert wird, aber in 
der Zahl relativ konstant bleibt. 

Ich habe das hervorgehoben, weil es auch im Zu- 
sammenhang mit der Tendenz in einer ganzen Rei- 
he von Armeen steht, einerseits Zivilbedienstete 
einzustellen, andererseits Uniformträger einzuspa- 
ren. Diese Tendenz sollte sehr sorgfältig mit in die 
Überlegungen einbezogen werden. 

Ferner haben wir es verabsäumt — die Bedeu- 
tung dieses Bereichs haben wir bei Beginn unserer 
Untersuchungen nicht so klar gesehen; das soll die 
Aufgabe eines künftigen Berichts sein, den sich der 
Verteidigungsausschuß dieses Parlaments bereits 
vorgenommen hat — , den Inhalt von Erziehung und 
Ausbildung in den Streitkräften näher zu untersu- 
chen. Zweifellos ist dies ein sehr wichtiger Bereich. 
Ihn müssen wir zum einen mit Rücksicht darauf un- 
tersuchen, daß — das habe ich vorhin festgestellt 
— die Armee in vielen Ländern auch heute noch 
ein Ausbildungszentrum erster Ordnung für den zi- 
vilen Bereich darstellt, was für die Angehörigen 
der Streitkräfte für die Zeit nach Beendigung des 
Wehrdienstes von erheblicher Bedeutung ist. 

Zum anderen ist eine Untersuchung dieses Be- 
reichs aber auch deswegen erforderlich, weil man 
die Besoldungs- und Dienststrukturen nur dann 
wirklich vergleichen kann, wenn man sich über die 
erforderlichen Qualifikationen und den Weg zu ih- 
rer Erreichung klar ist, wenn man also weiß, welche 
Ausbildungsgänge jeweils durchlaufen sein müs- 
sen. 

Meine Damen und Herren, wir schlagen Ihnen 
vor — ich verweise hier wieder auf den Entschlie- 
ßungstext — , diesen Bericht nicht nur den Regie- 
rungen zur Kenntnis zu geben, denen dieses Parla- 
ment unmittelbar zugeordnet ist, sondern auch dem 
Europarat und speziell dem Europäischen Parla- 
ment sowie selbstverständlich den zugehörigen In- 
stitutionen, wie Ministerrat und Kommission. 

Wir glauben, daß wir mit dieser Untersuchung 
auch einen Beitrag auf dem Wege zur Schaffung ei- 
ner europäischen politischen Union sowie einer 
fortschreitenden Kooperation und Integration der 
europäischen Staaten leisten. Im Bereich der Euro- 
päischen Gemeinschaft besteht bekanntlich für die 
Arbeitnehmer bereits die Niederlassungsfreiheit. 
Deshalb kommt dem Vergleich der Dienstbedingun- 
gen in den Streitkräften eine nicht unwichtige Be- 
deutung zu, und es sollte auch, wie wir es in einer 
besonderen Ziffer unseres Entschließungsantrages 
Vorschlägen, geprüft werden, ob und unter welchen 
Bedingungen die Staatsangehörigen eines Landes in 
der Armee eines anderen, dem Bedürfnis angehö- 
renden Landes freiwillig Dienst tun können. In einer 


Reihe von Ländern ist eine solche Dienstleistung 
von Angehörigen eines anderen Staates möglich, in 
einer Reihe anderer Länder dagegen nicht. Diese 
Frage erscheint uns im Hinblick auf die Fluktua- 
tion untersuchenswert. 

Besonders interessant sind natürlich die Bedin- 
gungen, unter denen der Dienst zu leisten ist. Diese 
haben wir eingehend untersucht. Wie gesagt, hat 
im Bereich der Europäischen Gemeinschaft, zu dem 
der gesamte Bereich der Westeuropäischen Union 
gehört, jeder die Möglichkeit, seinen Arbeitsplatz 
frei zu wählen. Je stärker die Arbeitsbedingungen 
und die sozialen Bedingungen in diesem Bereich 
harmonisiert werden, desto mehr erscheint eine Un- 
tersuchung dieser Frage im Hinblick auf die Ent- 
wicklung in der Zukunft erforderlich. 

Mit unserem Bericht haben wir unter einer Fülle 
von Aspekten ein umfangreiches Kompendium ge- 
schaffen. Es ist das bisher einzige Nachschlagewerk 
für den hier untersuchten Bereich. Noch einmal 
möchte ich sagen: es mag darin durchaus der eine 
oder andere kleine Fehler enthalten sein. Wir ha- 
ben mit diesem Bericht aber glaube ich, einen 
Überblick geschaffen, der uns künftige Koordinie- 
rungsmaßnahmen erleichtern kann. 

Lassen Sie mich zum Abschluß sagen, mit diesem 
Bericht wird zum erstenmal der Versuch gemacht, 
die bewaffneten Streitkräfte, die bisher mehr oder 
weniger eine anonyme Größe sind, als eine reale 
Struktur ins Blickfeld zu rücken. Wenn wir zu 
wirklichen Lösungen kommen wollen, müssen wir 
Dienstbedingungen, Effizienz und budgetäre Proble- 
me im Zusammenhang prüfen. Ich denke dabei an 
Lösungen wie die, die heute morgen eine ganze 
Reihe der hier vertretenen prominenten Persönlich- 
keiten gefordert hat. Ich möchte nicht versäumen, 
Herrn Vredeling stellvertretend für alle anderen 
Minister die uns hier Fragen beantwortet haben, 
herzlich für seine Mitwirkung zu denken. 

Lemmerich (CDU/CSU) : Herr Präsident, ich 
möchte dem Berichterstatter, unserem Kollegen 
Klepsch, für seinen ausgezeichneten Bericht sehr 
herzlich danken. In diesem Bericht wird seine gro- 
ße Sachkunde sichtbar, aber auch die viele Arbeit, 
die er aufgewendet hat. Mit den Gedanken, die er 
geäußert hat, stimme ich überein. Einige Gesichts- 
punkte des Empfehlungsentwurfs möchte ich etwas 
näher beleuchten. 

Man findet heute oft die Meinung, daß die Ver- 
teidigung unserer Länder durch gut bezahlte Tech- 
niker mit modernsten Waffen — man kann viel- 
leicht auch sagen: mit modernsten Maschinen — 
der beste Weg der Verteidigung sei; der Typ des 
kämpfenden Soldaten sei altmodisch und nicht 
mehr notwendig. Mir fällt es schwer, das zu glau- 
ben, zumal unsere potentiellen Gegner neben mo- 
dernsten Waffen auf den kämpferischen Geist ihrer 
Soldaten allergrößten Wert legen. 

(Zuruf) 

— Nun, Herr Kollege, Sie wissen es ja ganz ge- 
nau! 
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Ich meine, es gilt auch heute noch: wer nicht be- 
reit ist, für sein Land zu kämpfen, wird sein Land 
auf Dauer nicht behalten. Man kann es auch mit 
den Worten eines Mannes sagen, der hier Erfahrun- 
gen hat; ein finnischer General formulierte es ein- 
mal so; Eine Armee steht immer im Land — ent- 
weder die eigene oder eine fremde. So möchte ich 
die Worte in der Empfehlung bekräftigen, daß auch 
im technologischen Zeitalter die Wirksamkeit der 
Verteidigungskapazität und die Glaubhaftigkeit der 
Abschreckung in erster Linie von den in den Streit- 
kräften stehenden Männern und Frauen abhän- 
gen. 

Wenn mein französischer Kollege so auf das rea- 
giert, was ich sage, wie er es soeben getan hat 
dann möchte ich auf folgendes hinweisen: Wir sind 
es bei den Männern, die diese politische Richtung 
vertreten, gewohnt, daß sie immer etwas betroffen 
sind, wenn sie erkannt werden. 

In einer Zeit relativen Wohlstandes in der freien 
Welt müssen die Männer und Frauen, die in den 
Streitkräften Dienst für ihr Land leisten, auch wis- 
sen, daß sie materiell nicht ausgenutzt werden und 
daß sie nicht denen gegenüber ins Hintertreffen ge- 
raten, die im normalen Wirtschaftsleben stehen. 
Daher sind die materiellen Bedingungen, unter de- 
nen sie ihren Dienst tun, von so großer Bedeutung. 
Es macht den bedeutenden Wert dieses Berichtes 
aus, daß das in einer solchen Klarheit dargestellt 
wurde. 

Doch neben den materiellen Bedingungen ist die 
geistige Grundhaltung zur Verteidigung unserer 
Länder und unserer freiheitlichen und demokrati- 
schen Ordnung von ebensolcher Bedeutung. Heute 
ist das leider nicht mehr so unumstritten. Daher 
sollten sich alle Politiker und die Regierungen die- 
sem Problem in besonderer Weise zuwenden, zumal 
wenn wir erleben, daß in einer ganz gezielten Wei- 
se mit einer klaren Methodik die Haltung zur Ver- 
teidigung ausgehöhlt und unterminiert werden 
soll. 

Bei den Verteidigungsausgaben nimmt die Bedeu- 
tung der Personalkosten ständig zu. Der Berichter- 
statter hat das sehr eindrucksvoll dargestellt. Auch 
in den Vereinigten Staaten machen die Personalko- 
sten bereits über 60 ®/o der Gesamtkosten aus. Die 
allgemeine Wehrpflicht ist nicht nur ein System, 
das die enge Verbindung des Bürgers mit seinem 
verteidigungswerten Staat herstellt, sondern auch 
ein System, in dem der Personalaufwand niedriger 
liegt als bei Staaten mit reinen Freiwilligenarmeen. 
Die Einführung der Freiwilligenarmee in den Verei- 
nigten Staaten verursachte pro Jahr ungefähr 3 
Milliarden Dollar mehr Kosten als eine entspre- 
chende gleichwertige Armee von Wehrpflichtigen. 
In der Bundesrepublik Deutschland wird geschätzt, 
daß eine Freiwilligenstreitmacht pro Jahr zirka 5 
Milliarden DM mehr kosten würde. Bei einem Ver- 
gleich der Mittel, die unsere Länder für die Vertei- 
digung aufbringen, scheint es wichtig zu sein, die- 
sen Sachverhalt zu berücksichtigen, damit die An- 
strengungen unserer Länder vergleichbar werden. 
Es wird ja immer einmal darüber gesprochen, ob 
das eine Land sich mehr und das andere sich weni- 


ger anstrengt. Unter diesem Gesichtspunkt schafft 
der Bericht auch eine begrüßenswerte Transpa- 
renz. 

In der Empfehlung wird auch auf die Dauer der 
Wehrpflicht eingegangen. Aus innenpolitischen 
Gründen neigen einige Länder dazu, die Wehr- 
pflicht weiter zu reduzieren. Man muß sich natür- 
lich darüber im klaren sein, daß davon Signalwir- 
kungen ausgehen mit der Tendenz, die Verteidi- 
gung sei nicht mehr so wichtig. Bei der zur Zeit 
wieder außerordentlich stark forcierten Rüstung 
der Warschauer Paktstaaten, die sich nicht so sehr 
in einer Erhöhung der Zahl der Soldaten, sondern 
mehr in einer bedeutenden Verstärkung ihrer 
Schlagkraft niederschlägt, kann man dies letztlich 
nicht mit gutem Gewissen meinen. Die freie Welt 
neigt nicht nur in Anbetracht gewisser wirtschaftli- 
cher Schwierigkeiten dazu, immer etwas von der 
Hand in den Mund zu leben. Unsere potentiellen 
politischen Gegner haben immer wieder gezeigt, 
daß ihre Politik langfristig angelegt ist. Das kann 
für diejenigen, die es gewohnt sind, die Probleme 
nur von Wahl zu Wahl zu betrachten, einmal ge- 
fährlich werden. 

Der Abgeordnete Cermolacce wies, unter Bezug 
auf die Ausführungen des Abgeordneten Lemme- 
rich sowie die deutsche Politik während des Dritten 
Reiches, jede patriotische Lektion von bestimmten 
Mitgliedern des Hauses zurück. 

Lemmerich (CDU/CSU): Herr Präsident, der ver- 
ehrte kommunistische Kollege Cermolacce hat es 
für angebracht erachtet, hier einiges über die Ver- 
gangenheit meines Landes zu sagen. Als das Un- 
glück für Deutschland begann, war ich noch ein 
Kind. Aber vielleicht ist es für den kommunisti- 
schen Kollegen doch interessant, folgendes zu wis- 
sen. Als Anfang des Jahres 1940 der sowjetische 
Außenminister Molotow in Berlin mit großen Ehren 
empfangen wurde, kam mein Vater in einem Kon- 
zentrationslager des Dritten Reiches um. Es ist viel- 
leicht wichtig, zu wissen, daß es in Deutschland 
Männer und Frauen gab, die gegen Diktatur, gegen 
Unfreiheit und Unrecht gekämpft haben — auch da- 
mals. 

Herr Kollege Cermolacce, es liegt mir völlig fern. 
Ihnen Lehren in Fragen des Patriotismus zu ertei- 
len. Ich kenne die Auseinandersetzung, die es in 
der französischen Kammer zwischen Ihren politi- 
schen Freunden und der Regierung gab. Was mein 
Land betrifft, so weiß ich, daß die deutschen Kom- 
munisten der kommunistischen Ideologie Vorrang 
vor den nationalen Interessen gegeben haben. Weil 
das so ist, ist Deutschland geteilt. — Nur das woll- 
te ich sagen. 

(Beifall) 

Dr. Klepsch (CDU/CSU): Herr Präsident, ich woll- 
te als Berichterstatter nur einen einzigen Punkt auf- 
greifen, der in der Diskussion angesprochen wor- 
den ist. Ansonsten hat es sich ja im wesentlichen 
um zustimmende Äußerungen gehandelt. 
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Einer der Abgeordneten hat eine Frage aufgewor- 
fen, die meines Erachtens mit dem Bericht über- 
haupt nichts zu tun hat. Der kommunistische Ver- 
treter hat eine Frage zu dem Bericht in Beziehung 
gesetzt, die den Bericht gar nicht berührt, und zwar 
die Frage der europäischen Verteidigungsgemein- 
schaft, die Frage der Bildung irgendeiner europä- 
ischen Verteidigungsorganisation. Es ist nicht die 
Aufgabe dieses Berichts gewesen, eine Aussage 
dazu zu treffen. Wir haben dies auch gar nicht ver- 
sucht. Dies ist vielmehr Aufgabe anderer Berichte. 
Ich hatte den Eindruck, daß der Diskussionsredner 
dies hier hineininterpretiert hat, und wollte deshalb 
als Berichterstatter ausdrücklich darauf hinweisen, 
daß dies nicht der Fall ist. 

Im übrigen möchte ich ausdrücklich sagen, nie- 
mand wäre glücklicher als der Berichterstatter, 
wenn wir uns mit der Frage der Notwendigkeit der 
Aufrechterhaltung von bewaffneten Streitkräften 
nicht zu beschäftigen brauchten. Ich darf Ihnen als 
ein kleines Beispiel sagen, wir werden in wenigen 
Monaten — dann sind die erforderlichen fünf Jahre 
abgelaufen — die sogenannte Überprüfungskonfe- 
renz zum Non-Proliferation- Vertrag haben. Sie 
wird sich mit der Nichterfüllung des Art. 3 dieses 
Vertrages beschäftigen, daß nämlich die beiden 
Weltmächte Sowjetunion und USA ihren Verpflich- 
tungen nicht nachgekommen sind, den Abbau ihrer 
nuklearen Streitkräfte vorzunehmen. Das scheint 
mir auch ein Punkt zu sein, den man am Rande 
noch einmal anführen kann: Wir sind eben leider 
nach wie vor gezwungen, unsere Verteidigungsan- 
strengungen unverändert aufrechtzuerhalten. 

Die Aufgabe dieses Berichts war es aber ledig- 
lich, einen Überblick über die Dienstbedingungen 
in den Streitkräften zu geben, sonst nichts, und 
nichts anderes haben wir versucht, Herr Präsi- 
dent. 

Tagesordnungspunkt: 

Erklärung des portugiesischen Beobachters, 
Vasco da Gama Fernandes 

Tagesordnungspunkt: 

Die Energiekrise und die europäische Sicherheit 

(Drucksache 656) 

Beriditerstatter: Sir John Rodgers 

Alber (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Vorab möchte ich Sir 
John Rodgers sehr herzlich für seinen ausgezeich- 
neten Bericht, für die Fülle der Materialien und die 
Informationen danken, die er uns gegeben hat. Es 
macht sich immer sehr gut, wenn man sagen kann, 
die Lage sei sehr ernst, und es sei fünf Minuten vor 
zwölf. Im Energiebereich stimmt das tatsächlich. 
Deshalb ist es sehr zu begrüßen, daß sich Europa 
langsam auf eine gemeinsame Energiepolitik zu be- 
sinnen scheint. 


Gut ist auch, wenn eine internationale Energie- 
behörde im Gespräch ist. Aber ich persönlich er- 
warte davon nicht die Lösung der Probleme 
schlechthin. Das Gründen einer Behörde ist keine 
Wunderwaffe. Oft ist es in der Politik so: wenn 
man nicht mehr weiter weiß, bildet man eine Kom- 
mission, die dann von sich aus wieder eine Unter- 
kommission bildet. Ähnlich ist es auch hier. Die Be- 
hörde, die gegründet wird, wird leider selber kei- 
nen Tropfen öl erzeugen können. Trotzdem: da sie 
nicht schadet, ist sie besser als nichts. Sie ist des- 
halb zu begrüßen. 

Hier ist die Solidarität angesprochen worden. 
Darüber möchte ich aus Höflichkeit hinweggehen. 
Wenn nämlich diese Solidarität herausgefordert 
und geprüft wird — wir haben es ja schon einmal 
erlebt — , kann es leicht sein, daß sie mehr oder 
weniger nur auf dem Papier stehen wird. 

Die Lösung, die sich anbietet, besteht nur in For- 
schung und Technik und in dem Finden von neuen 
Energiequellen. Wir müssen also, wenn wir Energie 
wollen, die ganze Energie auf die Forschung und 
auf die Technik legen. Die neuen Energien, die hier 
in Frage kommen, sind angesprochen worden: 
Kernkraftwerke, Sonnenenergien, und ich möchte 
hier noch etwas hinzufügen, was wahrscheinlich 
nicht so sehr ins Gewicht fallen wird. An der Uni- 
versität meiner Heimatstadt Stuttgart gibt es einen 
Lehrstuhl, der sich mit der Gewinnung von Energie 
über Windräder befaßt; angeblich hat man schon 
sehr gute Fortschritte gemacht. 

Ein zweiter Punkt: Wir vergeuden zu viel Ener- 
gie, nicht etwa durch zu vielen Gebrauch. Für das 
Ausstrahlen von Licht durch eine Glühbirne wird 
deshalb eine viel zu große Menge Energie benötigt, 
weil sich die eine Hälfte in Wärme umsetzt. Man 
kann hier auch an die Energie denken, die jährlich 
durch die Kamine in die Luft geblasen, also nicht 
umgewandelt wird. Hier wäre also noch ein weites 
Gebiet für Technik und Forschung. 

Wir von der politischen Seite sind aufgefordert, 
etwas zur Konzentration dieser Forschung zu tun. 
Man hat vielfach das Gefühl, als ob gerade im Be- 
reich der Forschung die Linke nicht weiß, was die 
Rechte tut. Ich bin überzeugt, daß mir Herr Kollege 
Richter hier zustimmen wird. Wir haben schon Kol- 
loquien und Konferenzen mit Wissenschaftlern 
durchgeführt und dabei festgestellt, daß die ein- 
ander nicht kannten; man wußte nicht, was an den 
einzelnen Instituten geforscht wird. Hier wäre es 
mit eine Aufgabe der Politik, das Nötige für eine 
Konzentrierung der Forschung zu tun. 

Ein weiterer Punkt! Nehmen wir einmal den Be- 
reich der Elektromotoren oder der Batterien. Hier 
hat man das Gefühl, daß jede Firma nur für sich 
selber forscht und das, was die entwickelt, als 
strenges Geheimnis hütet, das keinem anderem mit- 
geteilt werden darf. Ein solches Verhalten mag in 
normalen wirtschaftlichen Bereichen angehen. Aber 
gerade für den Bereich der Energie ist ernsthaft die 
Frage zu stellen, ob wir mit unserem herkömmli- 
chen Recht der Patente und Lizenzen noch weiter- 
kommen. Eine solche strikte Regelung hemmt ei- 
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gentlich den Fortschritt auf diesem Gebiet, den wir 
sehr nötig haben. 

Lassen Sie mich einen zweiten Punkt anspre- 
chen, der in dem Bericht von Sir John Rodgers 
ebenfalls erwähnt ist: das sogenannte Recycling 
der Öl-Milliarden. Dieser Vorgang hat in der letz- 
ten Woche in meiner Heimatstadt Stuttgart eine er- 
hebliche Rolle gespielt. Hier wurden 14 ®/o von 
Daimler-Benz — Mercedes — durch einen zunächst 
anonym gebliebenen Staat aufgekauft; wie sich in- 
zwischen herausstellte, war es Kuweit. Das wird 
natürlich einige Fragen aufwerfen. 

Im Prinzip ist dagegen nichts einzuwenden. Im 
Gegenteil: Wenn die arabischen Staaten sich an 
unserer Industrie beteiligen, dann werden sie auch 
die wirtschaftliche Entwicklung Europas mit ganz 
anderen Augen verfolgen. Immerhin scheint der 
Stern von Stuttgart-Untertürkheim ein Stern der 
Weisen — oder besser gesagt: der Reichen aus 
dem Morgenland zu werden, und das ist allen nicht 
angenehm. Die Römer waren weitsichtig genug, als 
sie einmal vom „Arabia Felix", vom glücklichen 
Arabien, sprachen. Es ist schon ein glücklicher 
Zustand, wenn man nicht weiß, wie man das Geld 
ausgeben soll, das man einnimmt. Es wäre wirklich 
einmal an der Zeit, zu sagen, daß gerade diese Län- 
der etwas mehr für die Entwicklungshilfe tun soll- 
ten. 

Um aber nochmals auf dieses Recycling der Öl- 
Milliarden einzugehen: Man muß sich auch darüber 
im klaren sein, daß das eine Umverteilung von 
Vermögen ist, allerdings in einem anderen Sinne, 
als wir uns das vorgestellt haben. Zweitens ist das 
teilweise eine Überführung von Vermögen in 
Staatsbesitz, und zwar ebenfalls anders, als wir und 
insbesondere diejenigen sich das vorgestellt haben, 
die aus ideologischer Sicht immer eine Überfüh- 
rung in Staatsbesitz wollen. — So viel zur politi- 
schen Seite. 

Aber nehmen wir noch einmal die wirtschaftliche 
Seite. Wir müssen uns klar darüber sein, daß eine 
solche Entwicklung erhebliche Auswirkungen ha- 
ben kann, je nachdem, welcher Industriezweig auf- 
gekauft wird. Das kann strategische Auswirkungen 
haben. Es kann Aufwirkungen — über mögliche 
Mehrheiten im Aufsichtsrat — auf die Einzelsteu- 
erung eines Unternehmens haben. Es kann aber 
auch gesamtwirtschaftliche Auswirkungen haben. 
Möglicherweise kann nämlich durch gezielte Käufe 
die gesamtwirtschaftliche Entwicklung eines Lan- 
des beeinflußt werden. Auch aus diesem Grunde 
müssen wir das Gesellschafts- und Wirtschafts- 
recht, die Publizitätsvorschriften und ähnliches 
überprüfen. Es liegen nämlich neuartige Phänome- 
ne vor, mit denen wir bisher nicht befaßt waren. 

Lassen Sie mich abschließend nochmals sagen: Es 
geht nicht an, zu meinen, allein durch die Grün- 
dung von Ämtern oder Behörden das Problem lösen 
zu können. Wir müssen uns tatsächlich selber an- 
strengen, das Problem zu lösen. Wenn wir Energie 
wollen, müssen wir eben unsere ganze Energie auf 
geistige und politische Entwicklungen richten, in- 
dem wir unseren Anstoß dazu geben, daß im Be- 


reich der Wissenschaft und Technik das Notwendi- 
ge getan wird, um diese Energie zu beschaffen, 

(Beifall) 

Sieglerschmidt (SPD): Herr Präsident! Meine Da- 
men und Herren! Lassen Sie micht den Ausführun- 
gen des Berichterstatters nur ganz wenige Worte 
hinzufügen. Ich glaube, aus den Beiträgen verschie- 
dener Diskussionsredner ist deutlich hervorgegan- 
gen, was wir in der Commission des Affaires Gene- 
rales schon wußten und wovon wir ausgingen: daß 
dieses Problem Energie und Verteidigung mit der 
heutigen Sitzung nicht erledigt ist, sondern daß wir 
uns mit ihm weiter intensiv befassen müssen. 

Ich möchte dazu ein Weiteres deutlich machen. 
Dabei, verehrte Kolleginnen und Kollegen, geht es 
nicht nur um das Problem Energie und Verteidi- 
gung in jenem engen Sinne, der da bedeutet, Treib- 
stoff für unsere Panzer, Treibstoff für unsere Flug- 
zeuge im militärischen Bereich, sondern die Vertei- 
digungsfähigkeit unserer Länder hängt im weiteren 
Sinne davon ab, daß die Wirtschaft in unseren Län- 
dern genügend Energie zur Verfügung hat. Wir 
wissen alle, wie sehr unsere Verteidigungsfähigkeit 
eingeschränkt werden kann, wenn durch das Ener- 
gieproblem Druck auf die Wirtschaft ausgeübt wer- 
den kann. 

Mir scheint das Kernproblem, um das es hier 
geht, darin zu bestehen, die beiden Linien, die au- 
genblicklich noch nicht ganz zusammenlaufen, zu- 
sammenzubringen. Zunächst hatte es nämlich den 
Anschein, als wenn die Vereinigten Staaten — ich 
sage es jetzt etwas zugespitzt — eine Gewerkschaft 
der Ölverbraucherländer zusammenbringen wollten, 
um Druck auf die Ölkapitalisten in den Erzeuger- 
ländern auszuüben. Dies war sicherlich nicht so ge- 
meint und kann auch nicht der Sinn der Sache sein. 

Ebensowenig ist es aber wohl richtig, wenn ein- 
zelne Länder von der Meinung ausgehen, das beste 
wäre in diesem Bereich eine Politik des „sauve qui 
peut" oder mindestens — um es weiter im Französi- 
schen zu sagen — eine Politik des „chacun pour 
soi, Dieu pour tout". Hier muß man beides zusam- 
menbringen. Einmal muß man mit den Ölerzeuger- 
ländern das vernünftige Gespräch führen. Aber 
selbstverständlich müssen sich in dem Maße, in 
dem sich diese in ihren Preisabsprachen usw. kon- 
zertieren, auch die Verbraucherländer konzertie- 
ren. 

Eine letzte Bemerkung zu zwei Punkten, die mein 
Kollege Alber hier angesprochen hat. Ich teile die 
in seinen Ausführungen zum Ausdruck gekomme- 
nen Ansichten weitgehend. Aber in diesen beiden 
Punkten habe ich eine kritische Anmerkung zu ma- 
chen. Einmal zur Ölbehörde: Ich würde nicht so 
pessimistisch sein, Kollege Alber, nur zu sagen: die 
Ölbehörde schadet nichts, aber sie nützt auch 
nichts. Ich glaube, wir können, wenn wir alle ge- 
meinsam entsprechende Anstrengungen machen, 
davon ausgehen, daß diese Ölbehörde durchaus et- 
was nützen kann. Sie kann etwas nützen, wenn alle 
westlichen Industrieländer sich beteiligen und 
wenn wir erkennen, daß es im Rahmen dieser west- 
lichen Industrieländer — wenn ich mich einmal so 
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ausdrücken darf — auch keine ausgesprochenen 
Sondertouren der EG geben kann. Die Länder der 
EG müssen hier gemeinsam mit den anderen Indu- 
strieländern handeln. 

Und das Zweite: das Recycling bei Mercedes in 
Stuttgart. Da möchte ich sagen: ich verkenne nicht 
die Problematik, die in solchen arabischen Beteili- 
gungen liegt. Aber wenn Kuweit sich mit 14 Vo der 
Aktien an einer Autofabrik beteiligt — die Beto- 
nung liegt für mich auf der Autofabrik — , dann 
finde ich das eigentlich sehr gut, weil nämlich der 
Besitzer dieser Aktien daran interessiert ist, daß 
das Benzin fließt, damit er seine Autos verkaufen 
kann. 

(Beifall) 

Tagesordnungspunkt: 

Die nationalen Parlamente und die 
Versammlung der WEU 

(Drucksache 653) 

Berichterstatter; Abgeordneter Delorme 


Freitag, 6. Dezember 1974 

Tagesordnungspunkt: 

Fortgeschrittene Technologie in Kanada — 
Konsequenzen für Europa 

(Drucksache 649) 

Berichterstatter: Abgeordneter van Ooijen 

Richter (SPD): Herr Präsident; Auch ich habe nur 
die Absicht, zu bekunden, daß ein paar Erkenntnis- 
se aus der Kanadareise des Ausschusses der WEU 
für mich unvergeßlich geblieben sind. Einige Punk- 
te möchte ich hervorheben: 

Erstens. Am wichtigsten war für mich die Er- 
kenntnis, in welchem Umfang Kanada in der Lage 
ist, mit modernen Kommunikationsmitteln, beson- 
ders mit Satelliten, das Öffentliche Leben zu organi- 
sieren. Wir bekamen Kenntnis von sechs Satelliten, 
die in Kanada gebaut wurden und die Kanada mit 
den erforderlichen Daten versorgen. 

Zweitens. Das kanadische Zentrum für Remote 
Sensing versorgt das Land mit detaillierten Unterla- 
gen über seine Landmassen, seine Inlandseen und 
über die umgebenden Meere. Hier liegt Kanada 
wahrscheinlich in seiner Arbeitsweise zusammen 
mit den Vereinigten Staaten an der Spitze der 
Weltentwicklung. 

Drittens. Beeindruckend war für mich auch das 
sensible Verhalten Kanadas in Umweltfragen. Ich 
denke an eine Gesprächsrunde, die wir als europä- 
ische Parlamentarier erleben durften und die sich 
u. a. auch mit einer IBM-Studie zu befassen hatte, 
in der es um die Verschmutzung des Eriesees ging. 
Ich kann sagen, daß ich in Kanada eine völlig ver- 


änderte Einstellung zu Umweltfragen vorfand. Wir 
bekamen im Verlaufe dieser Reise dargestellt, in 
welchem Umfang man heute bereit ist, beim Bau 
von neuen Pipelines für Gas und Öl Probleme der 
Umwelt besonders zu beachten. 

Viertens. Ich bin der Meinung, daß die Erfahrun- 
gen, die Kanada bei der Auswertung der Ölschiefer 
in den Tarsands sammelt, für Europa von großer 
Bedeutung sind. 

Fünftens. Wesentliche Anteile des Forschungs- 
budgets sind in Kanada für die technologische Zu- 
sammenarbeit Kanadas mit den Vereinigten Staaten 
festgeschrieben. Die Bande dieser Zusammenarbeit 
mit amerikanischen Firmen müssen naturgemäß 
sehr eng sein. 

Sechstens. Ich ziehe daraus den Schluß, daß bei 
einer Verbesserung der Zusammenarbeit zwischen 
Kanada und Europa gesichert werden könnte, daß 
monopolartige Positionen, die amerikanische Fir- 
men auf dem Weltmarkt erreichen könnten, zu ver- 
meiden sind. 

Die Kontakte, die sich mit Parlamentariern vom 
Kontinent aus durch Verwirklichung der Vorschlä- 
ge des Berichterstatters van Ooijen ergeben könn- 
ten, sind deshalb von großer Bedeutung. Ich möchte 
daher darum bitten, daß die Empfehlung des ge- 
schätzten Kollegen van Ooijen angenommen 
wird. 

Vielleicht darf ich als Vorsitzender des Aus- 
schusses für Wissenschaft und Technologie des Eu- 
roparates ein paar Worte an den Vorsitzenden des 
Ausschusses hier im Hause richten. Ich bin dem 
Herrn Kollegen de Montesquieu sehr dankbar, daß 
es in den vergangenen Jahren möglich war, die Ar- 
beit der beiden Ausschüsse immer so abzustimmen, 
daß es nicht zu einer Doppelarbeit gekommen ist. 
Gerade dieses Thema eignet sich sehr aktuell dazu, 
die Abstimmung zu veranschaulichen, die mit dem 
Präsidenten de Montesquieu möglich war. 

Ich möchte deshalb auf die Erkenntnisse der 
dritten Konferenz „Wissenschaft und Parlament" 
hinweisen, die der Europarat seinerzeit in Lausanne 
veranstaltete. Dort bewegten uns Probleme ganz 
anderer Art. Bei dieser Konferenz des Europarates 
ging es in erster Linie um die Klärung von Grund- 
satzfragen: Wie können die Arbeitsmöglichkeiten 
von Parlamentariern in Zusammenarbeit mit Wis- 
senschaftlern verbessert werden? In diese Richtung 
werden sich meiner Meinung nach zukünftig auch 
die Anstrengungen einer geplanten vierten Konfe- 
renz bewegen. Dort wird es darum gehen, solche 
Fragen in die Diskussion einzubeziehen, wie sie 
vom Club of Rome angeschnitten werden. Man 
wird sich aber auch mit anderen Themenkreisen 
grundsätzlich befassen. Der Kollege Osborn arbei- 
tet zur Zeit an einem Bericht, der sich mit den 
Grenzen des Wachstums befaßt. Ich sehe also hier 
Felder und Grenzen für beide Parlamente abgesi- 
chert. Das alles kann in den Kontakten mit Kanada 
auf beiden Ebenen ausgewertet werden. 

Lassen Sie micht abschließend dem Senator von 
Toronto, Herrn Grossart, für das danken, was ich in 
seinem Land erleben konnte. 

(Beifall) 
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Übersetzung 


Versammlung der Westeuropäischen Union 
Der Präsident 

Paris, den 6. Dezember 1974 


An die 

Präsidentin des 
Deutschen Bundestages 

Frau Annemarie Renger 
Bonn 


Sehr geehrte Frau Präsidentin, 

als Anlage erhalten Sie den Text einer von der Versammlung der 
Westeuropäischen Union während des zweiten Abschnitts ihrer 
20. ordentlichen Sitzungsperiode vom 3. bis 6, Dezember 1974 in Paris 
angenommenen Empfehlung; 

Empfehlung Nr. 257 betr. den Stand der europäischen Luftfahrt 

Da dieser Text sicherlich für Ihr Parlament von Interesse ist, wurde 
der Wunsch zum Ausdruck gebracht, ihn zum Gegenstand von Fragen 
oder Interpellationen im Plenum oder in den Ausschüssen zu machen. 
Genehmigen Sie, sehr geehrte Frau Präsidentin, den Ausdruck meiner 
vorzüglichen Hochachtung. 


gez. Edmond Nessler 
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Empfehlung Nr. 257 

betr. den Stand der europäischen Luftfahrt 


Die Versammlung 

ist beunruhigt über die Folgen der Erdölkrise für 
den europäischen Markt der Zivilluftfahrt und folg- 
lich für die Luftfahrtindustrie; 

ist sich der Rolle des Lufttransports für den Wohl- 
stand Europas und den Fortschritt seiner Spitzen- 
technologie bewußt; 

verweist auf das Wechselverhältnis zwischen dem 
zivilen und dem militärischen Markt; 

empfiehlt dem Rat 

seine Mitglieder aufzufordern 

1. sich bei allen Ankäufen von Luftfahrtmaterial 
zu militärischen Zwecken über gemeinsame Spe- 
zifikationen zu verständigen; 

2. bei der Formulierung dieser Spezifikationen ins- 
besondere den europäischen Kapazitäten im Be- 
reich des Flugzeug-, Motoren- und Ausrüstungs- 
güterbaus Rechnung zu tragen; 

3. darauf zu achten, daß die Erfordernisse des Ex- 
portmarktes bei diesen Spezifikationen berück- 
sichtigt werden; 

4. so oft es sich als sinnvoll und möglich erweist, 
den Erzeugnissen europäischer Konstrukteure 


den Vorzug zu geben, so daß Europa sich ein ei- 
genständiges Konzeptions- und Konstruktionspo- 
tential wahren kann, mit dem es sich auf dem 
Weltmarkt seinen Konkurrenten gegenüber be- 
haupten kann; 

5. sich mit der amerikanischen Regierung über 
eine Chancengleichheit für Exporte und Importe 
an zivilem und militärischem Luftfahrtmaterial 
zwischen den Mitgliedstaaten und den Vereinig- 
ten Staaten zu verständigen und bis zum Ab- 
schluß eines solchen Abkommens dem europä- 
ischen Markt den notwendigen Handelsschutz 
zu geben, um die Beschäftigung der in der euro- 
päischen Luftfahrtindustrie tätigen Arbeitskräfte 
sicherzustellen, sowie die Zahlungsbilanz der 
Mitgliedstaaten zu schützen; 

6. Westeuropa als einen vereinigten und als einen 
einzigen Markt für Lufttransporte und Flugzeug- 
verkäufe zu betrachten und diese Erkenntnis in 
Fakten umzusetzen; 

7. ein ich sich geschlossenes und koordiniertes 
Programm, das die Unterstützung der Regierun- 
gen und der EWG findet, im Hinblick auf eine 
Vereinfachung aller Exporte an Luftfahrtmate- 
rial auf kommerzieller, finanzieller und diploma- 
tischer Ebene zu erarbeiten. 
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